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Nachdruck vom 14. 12. 1993 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungs gesetz geän­
dert wird (23. Novelle zum Beamten- Kranken­

und Unfallversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 200/1967, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 335/1993, wird 
wie folgt geändert: 

1. Im § 19 Abs. 1 Z 4 entfällt der Ausdruck 
", ausgenommen die Hilflosenzulage oder gleichar­
tige Zulage". 

2. Im § 19 Abs. 5 wird der Ausdruck ,,§ 108 b 
Abs. 1" durch den Ausdruck ,,§ 108 Abs. 3" ersetzt. 

3. § 28 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Mittel des Unterstützungsfonds können 
in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, 
insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu 
Unterstützenden, für Unterstützungen nach Maß­
gabe der hiefür vom Vorstand zu erlassenden 
Richtlinien verwendet werden." 

4. Im § 64 Abs.3 wird der Ausdruck ,,§ 108 i" 
durch den-Ausdruck,,§ 108 Abs. 9" ersetzt. 

5. Im § 65 Abs.2 wird der Ausdruck ,,§ 108 b 
Abs. 2" durch den Ausdruck ,,§ 108 b" ersetzt. 

6. § 70 b Abs. 3 wird aufgehoben. 

7. Die Abschnitte I und 11 des Vierten Teiles 
lauten: 

"ABSCHNITT I 

Verwaltung der Versicherungsanstalt öffentlich 
- Bediensteter 

Verwaltungskörper 

§ 130. Die Verwaltung der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter obliegt den Verwaltungskör­
pern. Die Verwaltungskörper sind: 

1. der Vorstand, 

2. die Generalversammlung, 
3. die Kontrollversammlung und 
4. die Landesstellenausschüsse am Sitz der 

Landesstellen. 

Hauptstelle und Landesstellen 

§ 131. (1) Die Verwaltungskörper haben sich zur 
Durchführung ihrer Aufgaben der HauptsteIle und 
der Landestellen zu bedienen. 

(2) Die HauptsteIle ist am Sitz der Versicherungs­
anstalt zu errichten. 

(3) Landesstellen sind für die Länder Wien, 
Niederösterreich und Burgenland mit dem Sitz in 
Wien, für das Land Steiermark mit dem Sitz in 
Graz, für das Land Oberösterreich mit dem Sitz in 
Linz, für das Land Kärnten mit dem Sitz in 
Klagenfurt, für das Land Tirol mit dem Sitz in 
Innsbruck, für das Land Salzburg mit dem Sitz in 
Salzburg und für das Land Vorarlberg mit dem Sitz 
in Bregenz zu errichten. 

(4) Auftraggeber im Sinne des § 3 Z 3 des 
Datenschutzgesetzes, BGBI. Nr. 565/1978, ist bei 
der Durchführung hinsichtlich der den Landesstel­
lenausschüssen gemäß § 146 Abs. 1 und 2 obliegen­
den Aufgaben stets die HauptsteIle. 

Versicherungsvertreter 

§ 132. (1) Die VerwaItungskörper bestehen aus 
Vertretern der Dienstnehmer und der Dienstgeber 
(Versicherungsvertreter) . 

(2) Versicherungsvertreter können nur österrei­
chische Staatsbürger sein, die nicht vom Wahlrecht 
in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, 
am Tage der Berufung das 19. Lebensjahr vollendet 
und ihren Wohn- oder Beschäftigungs(Dienst)ort 
im Bundesgebiet haben. 

(3) Die Versicherungsvertreter müssen, soweit es 
sich nicht um Vorstandsmitglieder bzw. Bedienstete 
gesetzlicher beruflicher Vertretungen oder von 
Organisationen der Dienstnehmer oder um Vertre-

1376 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 42

www.parlament.gv.at



2 1376 der Beilagen 

ter der Dienstgeber nach diesem Bundesgesetz 
handelt, im Zeitpunkt ihrer Entsendung der 
Versicherungsanstalt als versicherte Dienstnehmer 
angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf 
in diesem mehr als eine Stimme führen. 

(5) Die Tätigkeit als Mitglied eines Verwaltungs­
körpers erfolgt auf Grund einer öffentlichen 
Verpflichtung und begründet kein Dienstverhältnis 
zur Versicherungsanstalt. Hiefür gebühren Ent­
schädigungen nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben 
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufent­
haltskosten gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der Reisege­
bührenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133. 

2. Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, 
die Vorsitzenden und die Vorsitzenden-Stell­
vertreter der Kontrollversammlung und der 
Landesstellenausschüsse haben Anspruch auf 
Funktionsgebühren. Das Nähere hat der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach 
Anhörung des Hauptverbandes der österrei­
chischen Sozialversicherungsträger durch 
Verordnung unter Bedachtnahme auf den 
örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der 
Versicherten der Versicherungsanstalt und 
eine Mindestdauer der Funktion zU bestim­
men; dabei darf die für einen Monat 
zustehende Funktionsgebü/lr 90 vH des Betra­
ges nicht übersteigen, der dem Anfangsbezug 
eines Mitgliedes des Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit 
sie nicht unter Z 2 fallen, haben Anspruch auf 
Sitzungsgeld, dessen Höhe durch Verordnung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
nach Anhörung des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger 
festzusetzen ist. 

§ 49 Abs. 4 ist anzuwenden. 

(6) Bedienstete eines Sozialversicherungsträgers 
und des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sowie Personen, die auf 
Grund einer von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit 
mit diesen Stellen in regelmäßigen geschäftlichen 
Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren 
Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet ist, sind 
von .der Entsendung in dls Amt eines Versiche­
rungsvertreters ausgeschlossen. 

Entsendung der Versicherungsvertreter 

§ 133. (1) Die Versicherungsvertreter aus der 
Gruppe der Dienstnehmer für VerwaItungskörper, 
derenTätigkeitsbereich sich nicht über mehr als ein 
Bundesland ~rstreckt, sind vom zuständigen Lan­
deshauptmann, für die übrigen Verwaltungskörper 
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales zu 
entsenden. Die entsendeberechtigten Stellen haben 
hiezu Vorschläge des Österreichischen Gewerk-

schaftsbundes einzuholen, welche dieser im Einver­
nehmen mit der in Betracht kommenden Gewerk­
schaft zu erstatten hat. Die Versicherungsvertreter 
aus der Gruppe der Dienstgeber für Verwaltungs­
körper, deren Tätigkeitsbereich sich nicht über 
mehr als ein Bundesland erstreckt, sind vom 
zuständigen Landeshauptmann . im Einvernehmen 
mit der zuständigen Finanzlandesbehörde, für die 
übrigen Verwaltungskörper vom Bundeskanzler im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen zu entsenden. Kommt ein Einvernehmen 
zwischen dem Landeshauptmann und der Finanz­
landesbehörde nicht zustande, so entsendet auf 
Antrag einer dieser beiden StC(lIen der Bundeskanz­
ler im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen die Dienstgebervertreter. Bei der Entsen­
dung ist auf die fachliche Eignung Bedacht zu 
nehmen. Die gleichzeitige Entsendung ein und 
derselben Person als Versicherungsvertreter sowohl 
in die Kontrollversammlung als auch in die 
Generalversammlung der Versichenmgsanstalt ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat, sofern er nicht selbst zur Entsendung berechtigt 
ist, die in Betracht kommenden entsendeberechtig­
ten Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb 
einer angemessenen Frist, die mindestens einen 
Monat zu betragen hat, zu entsenden. Werden die 
Vertreter innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so 
hat sie der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
zu e~tsenden, ohne an einen Vorschlag gebunden 
zu sem. 

(3) Vor Verfügungen im Sinne des Abs. 2 ist den 
entsendeberechtigten Stellen Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zugeben. 

( 4) Für j eden Versicherungsvertreter ist gleichzei­
tig mit dessen Entsendung und auf dieselbe Art ein 
Stellvertreter zu entsenden. Der entsendete Stellver­
treter hat das Mitglied zu vertreten, wenn es an der 
Ausübung seiner Funktion in Verwaltungskörpern 
oder Ausschüssen verhindert ist. Mitglieder von 
Verwaltungskörpern oder Ausschüssen können ihre 
Stellvertretung im Einzelfall auch einem Mitglied 
der Generalversammlung übertragen. 

(5) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus seinem Amt aus, so hat die Stelle, die 
den Ausgeschiedenen entsendet hat, für den Rest 
der Amtsdauer ein neues Mitglied (einen neuen 
Stellvertreter) zu entsenden. Bis zur Entsendung des 
neuen Mitgliedes gilt Abs. 4 zweiter Satz. Ist die 
Entsendung des neuen Mitgliedes (Stellvertreters) 
durch eine Enthebung des ausgeschiedenen Mitglie­
des (Stellvertreters) von seinem Amt (§ 135) 
erforderlich geworden und tritt nachträglich die 
Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtli­
chen Wirkungen der Entsendung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters). 
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1376 der Beilagen 3 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 134. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen 
abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger 
Amtsführung kann eine Wiederentsendung für die 
nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) 
hat von der Annahme seiner Entsendung (§ 133) die 
Versicherungsanstalt nachweislich in Kenntnis zu 
setzen und ist unbeschadet des § 137 zweiter Satz ab 
dem Zeitpunkt des Einlangens dieser Mitteilung bei 
der Versicherungsanstalt zur Ausübung seines 
Amtes ab dem Zeitpunkt, ab dem er entsandt ist, 
berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern 
( Stellvertretern) 

§ 135. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertre­
ter) ist seines Amtes zu entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine 
Entsendung ausschließen würden; 

2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertre­
ter) seine Pflichten verletzt; 

3. wenn er seit mehr als drei Monaten nicht mehr 
der Gruppe der Dienstnehmer angehört; für 
die er entsendet wurde oder wenn er sich seit 
dieser Zeit iin Ruhestand befindet; 

4. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertre­
ter) seine Enthebung unter Berufung auf einen 
in seinen persönlichen Verhältnissen liegenden 
Grund beantragt; 

5. wenn einer der im § 132 Abs.6 genannten 
Ausschließungsgründe nach der Entsendung 
eingetreten ist. 

Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Z 4 oder 5 ist, sofern nicht 
der Bundesminister für Arbeit und Soziales zur 
Entsendung berechtigt war, die zur Entsendung 
berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes, der Vorsitzen­
den der Kontrollversammlung und der Landesstel­
lenausschüsse sowie deren Stellvertreter steht der 
Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder 
(Stellvertreter) der Kontrollversammlung dem V or­
sitzenden dieser Versammlung, die der sonstigen 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) dem Ob­
mann zu. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann Versicherungsver­
treter (Stellvertreter) auf begründeten Antrag der 
zur Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes 
entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsver­
treters (Stellvertreters) nach Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 
und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben und gleichzeitig die entsendeberechtigte 
Stelle (§ 133) zu verständigen. Dem vom Obmann 
oder vom Vorsitzenden der Kontrollversammlung 

Enthobenen steht das Recht der Beschwerde zu. Sie 
ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des 
Beschlusses über die Enthebung bei der Aufsichtsbe­
hörde einzubringen. Diese entscheidet endgültig. 

(5) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers 
gleichzeitig auch Mitglied eines anderen Verwal­
tungskörpers bei der Versicherungsanstalt (§ 139 
Abs. 2), so erstreckt sich die Enthebung auch auf das 
Amt in anderen Verwaltungskörpern. 

(6) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde 
in Kenntnis zu setzen, die die entsendeberechtigte 
Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungs­
vertreters (Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(7) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 
Versicherungsvertreters (Stellvertreters) von seinem 
Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung 
eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) wirkt 
nicht zurück. 

Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter 

§ 136. Die Mitglieder der Verwaltungskörper 
haben bei der Ausübung ihres Amtes die Gesetze der 
Republik Österreich, die Satzung der Versiche­
rungsanstalt und die darauf beruhenden sonstigen 
Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 
Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften 
und unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflich­
tet. Sie haften unbeschadet der Bestimmungen des 
Amtshaftungsgesetzes, BGBI. Ne 20/1949, in der 
jeweils geltenden Fassung, für jeden Schaden, der 
der Versicherungsanstalt aus der Vernachlässigung 
ihrer Pflichten erwächst. Die Versicherungsanstalt 
kann auf' Ansprüche aus der Haftung nur mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. 
Macht die Versicherungsanstalt trotz mangelnder 
Genehmigung die Haftung nicht geltend, so kann 
die Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf 
Kosten der Versicherungsanstalt geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 137. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper 
währt jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtsdauer hat der alte Verwaltung körper die 
Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue 
Verwaltungs körper zusammentritt. Die Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Verwaltungskörper zählt auf die fünf jährige Amts­
dauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung. der Verwaltungskörper 

§ 138. (1) Die Generalversammlung, der Vor­
stand und die Landesstellenausschüsse bestehen zu 
drei Vierteln aus Vertretern der Dienstnehmer und 
zu einem Viertel aus Vertretern der Dienstgeber. 

2 
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4 1376 der Beilagen 

(2) Die Kontrollversammlung besteht zu einem 
Viertel aus Vertretern der Dienstnehmer und zu 
drei Vierteln aus Vertretern der Dienstgeber. 

Generalversammlung 

§ 139. (1) Die Zahl der Versicherungsvertreter in 
der Generalversammlung beträgt 60. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes und der 
Landesstellenausschüsse gehören gleichzeitig der 
Generalversammlung an.-Ihre Zahl ist auf die Zahl 
der Versicherungsvertreter in der Generalversamm­
lung in der Gruppe anzurechnen, der sie im 
Vorstand und in den Landesstellenausschüssen 
angehören. 

Vorstand 

§ 139 a. Die Zahl der Versicherungsvertreter im 
Vorstand beträgt 16. 

KontroUversammlung 

§ 140. Die Zahl der Versicherungsvertreter in der 
Kontrollversammlung beträgt 12. 

Landesstellenausschüsse 

§ 141. Die Zahl der Versicherungsvertreter 
beträgt 

1. im LandessteIlenausschuß für Wien, Nieder­
österreich und Burgenland 8, 

2. in den übrigen Landesstellenausschüssen je 4. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 142. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der 
Generalversammlung hat der vom Vorstand auf 
dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. 
Der Obmann ist aus der Mitte des Vorstandes zu 
wählen. Er muß der Gruppe der Dienstnehmer 
angehören. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit 
sowohl aller Versicherungsvertreter im Vorstand als 
auch der Gruppe der Dienstnehmer erforderlich; bei 
Stimmengleichheit in der Gruppe der Dienstnehmer 
entscheidet die einfache Mehrheit aller Versiche­
rungsvertreter im Vorstand. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind 
für diesen aus der Mitte des Vorstandes drei 
Stellvertreter zu wählen, und' zwar 'in getrennten 
Wahlgängen der Versicherungsvertreter aus der 
Gruppe der Dienstnehmer und der Versicherungs­
vertreter aus der Gruppe der Dienstgeber. Hiebei ist 
der erste Obmann-Stellvertreter der Gruppe der 
Dienstgeber zu entnehmen und der zweite und 
dritte Obmann-Stellvertreter der Gruppe der 
Dienstnehmer. 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung 
hat die Versammlung aus ihrer Mitte zu wählen. Im 
Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzen­
den zu wähien. Er ist jener Gruppe zu entnehmen, 
welcher der Vorsitzende nicht angehört. 

(4) Den Vorsitzenden des LandessteIlenausschus­
ses hat dieser aus seiner Mitte zu wählen. Im 
Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzen­
den zu wählen. Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden. 

(5) Der gewählte Obmann und die sonstigen 
Vorsitzenden von Verwaltungskörpern sowie ihre 
Stellvertreter sind, wenn sie die Annahme der Wahl 
dem zur Wahl berufenen Verwaltungskörper 
ausdrücklich erklärt haben, sofort oder ab einem 
anläßlich der Wahl vom Verwaltungskörper festge­
legten Zeitpunkt zur Ausübung ihrer Funktion 
berechtigt. 

(6) Scheidet ein V ~rsitzender (Stellvertreter) 
eines Verwaltungskörpers infolge einer Enthebung 
von seinem Amt als Versicherungsvertreter (§ 135) 
aus und tritt nachträglich die Entscheidung über 
diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem 
gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer 
bereits erfolgten Wahl seines Nachfolgers und es ist 
neuerlich eine entsprechende Wahl durchzuführen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 143. Der Obmann der Versicherungsanstalt und 
die sonstigen Vorsitzenden der Verwaltungskörper 
sowie ihre Stellvertreter sind von der Aufsichtsbe­
hörde, die übrigen Versicherungsvertreter vom 
Obmann bzw. vom vorläufigen Verwalter anzuge­
loben und dabei nachweislich auf ihre Pflichten 
gemäß § 136 hinzuweisen. 

ABSCHNITT II 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der .Generalversammlung 

§ 144. (1) Die Generalversammlung der Versiche­
rungsanstalt hat jährlich mindestens einmal zusam­
menzutreten. Sie ist vom Vorstand einzuberufen. 
Ihr ist vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoran­
schlag (Haushaltsplan); 

2. die Beschlußfassung über den aus dem 
Rechnungsabschluß und den Statistischen 
Nachweisungen bestehenden Jahresbericht 
des Vorstandes und über dessen Entlastung; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisun­
gen an den Unterstützungsfonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und 
deren Änderung; 

5. die Entscheidung über die Verfolgung von 
Ansprüchen, die die Versicherungsanstalt 
gegen Mitglieder der Verwaltungs körper aus 
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deren Amtsführung erwachsen, und die 
Bestellung der zur Verfolgung dieser Ansprü­
che Beauftragten; 

6. die Beschlußfassung über die Zahl der 
Mitglieder des Beirates und deren Bestellung. 

(2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten 
Gegenstände kann nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß 
gefaßt werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine 
vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb einer 
von ihr festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung und deren 
Änderung nicht zustande kommt. Die vorläufige 
Verfügung der Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, 
sobald ein gesetzmäßiger gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung bzw. deren 
Änderung gefaßt und der Aufsichtsbehörde zur 
Kenntnis gebracht worden ist. Bei Ablehnung der 
Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu entscheiden. 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung der 
Versicherungsanstalt 

§ 145. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäfts­
führung, soweit diese nicht durch das Gesetz der 
Generalversammlung oder einem Landesstellenaus­
schuß zugewiesen ist, sowie die Vertretung der 
Versicherungsanstalt. Er kann unbeschadet seiner 
eigenen Verantwortlichkeit Ausschüsse aus Mitglie­
dern der Generalversammlung einsetzen und diesen 
sowie einem Landesstellenausschuß einzelne seiner 
Obliegenheiten übertragen; darüber hinaus kann er 
einzelne seiner Obiiegenheiten dem Obmann bzw. 
dem Vorsitzenden eines Landesstellenausschusses 
und die Besorgung bestimmter laufender Angele­
genheiten dem Büro der Versicherungsanstalt 
übertragen. 

(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die 
Vertretung der Versicherungsanstalt übertragen 
hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis 
eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Der Vorstand ist berechtigt, an den Sitzungen 
der Kontrollversammlung durch drei Vertreter mit 
beratender Stimme teilzunehmen. Er ist deshalb von 
jeder Sitzung der Kontrollversammlung ebenso in 
Kenntnis zu setzen wie deren Mitglieder; in gleicher 
Weise ist er auch mit den den Mitgliedern der 
Kontrollversammlung etwa zur Verfügung gestell­
ten Behelfen (Tagesordnung, Ausweisen, Berichten 
und anderen Behelfen) zu beteilen. 

Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 146. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt 
die Geschäftsführung in folgenden Angelegenhei­
ten: 

1. Feststellung aller Leistungen, soweit dies nicht 
in den Aufgabenbereich anderer Verwaltungs­
körper fällt; 

2. Standesführung und Kontrolle der Renten­
empfänger, die in den Bundesländern bezie­
hungsweise dem Bundesland wohnen, für die 
(das) der Landesstellenausschuß besteht; 

3. Mitwirkung bei der Durchführung derPerso­
nalangelegenheiten der Bediensteten der Lan­
desstelle. 

(2) Die den Landesvorständen nach den am 
31. Dezember 1993 in Geltung stehenden Satzungs­
bestimmungen übertragenen Aufgaben gelten ab 
1. Jänner 1994 als durch den Vorstand gemäß § 145 
Abs. 1 an die Landesstellenausschüsse übertragene 
Obliegenheiten. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit eines Landesstel­
lenausschusses richtet sich bei Versicherten nach 
deren Wohnort. Ist kein Wohnort im Inland 
vorhanden, ist der für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland bestehende Landesstellenausschuß zu­
ständig. 

(4) Der Landesstellenausschuß kann unbeschadet 
seiner eigenen Verantwortlichkeit einzelne seiner 
Obliegenheiten dem Vorsitzenden und die Besor­
gung bestimmter laufender Angelegenheiten dem 
Büro der Landesstelle übertragen. 

(5) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer 
Geschäftsführung an die Weisungen des Vorstandes 
gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der 
genannten Ausschüsse aufheben oder abändern. 

Aufgaben der Kontrollversammlung 

§ 147. (1) Die Kontrollversammlung ist berufen, 
die gesamte Gebarung der Versicherungsanstalt 
ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbeson­
dere die Buch- und Kassenführung und den 
Rechnungsabschluß zu überprüfen, über ihre 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die 
entsprechenden Anträge. zu stellen. Insbesondere 
hat sie den Antrag auf Genehmigung des Rech­
nungsabschlusses und Entlastung des Vorstandes in 
der Generalversammlung zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte der 
Versicherungsanstalt sind verpflichtet, der Kontroll­
versammlung alle Aufklärungen zu geben und alle 
Belege und Behelfe vorzulegen, die sie zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit benötigt. Der Kontroll­
versammlung ist vor der Beschltißfassung über den 
Jahresvoranschlag Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

(3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an 
den Sitzungen der Generalversammlung und des 
Vorstandes durch je drei Vertreter mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Sie ist deshalb von jeder 
Sitzung der Generalversammlung oder des V orstan­
des ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren 
Mitglieder; in gleicher Weise ist sie auch mit den 
den Mitgliedern der Generalversammlung und des 
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Vorstandes etwa zur Verfügung gestellten Behelfen 
(Tagesordnung, Ausweisen, Berichten und anderen 
Behelfen) zu beteilen. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat die 
Kontrollversammlungihre Anträge samt deren 
Begründung dem Vorstand auch schriftlich ausge­
fertigt zu übergeben. Die Kontrollversammlung ist 
berechtigt, ihre Ausführungen binnen drei Tagen 
nach der durch den Vorstand erfolgten Beschlußfas­
sung zu ergänzen. Handelt es sich um Beschlüsse 
des Vorstandes, die zu ihrem Vollzug der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, so 
hat er dem Ansuchen um Erteilung dieser 
Genehmigung die Ausführungen der Kontrollver­
sammlung beizuschließen. 

(5) Die Kontrollversammlung kann mit Zweidrit­
telmehrheit die Einberufung einer außerordentli­
chen Generalversammlung beschließen .. Der Ob­
mann ist verpflichtet, einen solchen Beschluß der 
Kontrollversammlung ohne Verzug zu vollziehen. 

(6) Beschließt die Generalversammlung ungeach­
tet eines Antrages der Kontrollversammlung auf 
Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat 
die Kontrollversammlung hievon die Aufsichtsbe­
hörde in Kenntnis zu· setzen. Diese kann in einem 
solchen Falle auf Antrag der Kontrollversammlung 
deren Vorsitzenden beauftragen, die Verfolgung 
namens der Versicherungsanstalt einzuleiten. 

Zustimmung der Kontrollversammlung 

§ 147 a. (1) In folgenden Angelegenheiten bedür­
fen Beschlüsse des Vorstandes zu ihrer Wirksamkeit 
der Zustimmung der Kontrollversammlurig: 

1. die dauernde Veranlagung von Vermögens be­
ständen, soweit sie nicht unter Z 2 fallen; 

2. die Beschlußfassung über Veränderungen im 
Bestand von Liegenschaften, insbesondere 
über die Erwerbung, Belastung oder Veräuße­
rung von Liegenschaften, ferner über die 
Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden; 
das gleiche gilt bei der Schaffung von 
Einrichtungen, die Zwecken der Verwaltung, 
der Krankenbehandlung, der Zahnbehand­
lung, der Anstaltspflege, der Jugendlichen­
und Vorsorge(Gesunden)untersuchungen, der 
Unfallheilbehandlung, der erweiterten Heilbe­
handlung, der Rehabilitation, der Krankheits­
verhütung oder der Gesundheitsvorsorge 
dienen sollen, in eigenen oder fremden 
Gebäuden, sowie für Umbauten von Gebäu­
den, wenn damit eine Änderung des Verwen­
dungszweckes verbunden ist; Erhaltungs­
oder Instandsetzungsarbeiten oder die Er­
neuerung· des Inventars bedürfen nicht der 
Zustimmung der Kontrollversammlung, so­
fern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem 
ursächlichen Zusammenhang stehen; 

3. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an 
fremden Einrichtungen gemäß § 9 Abs. 3; 

4. die Beschlußfassung über die Bestellung, 
Kündigung und Entlassung des leitenden 
Angestellten und qes leitenden Arztes sowie 
deren ständigen Stellvertreter; 

5. die Regelung der dienst-, besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Verhältnisse der Bedien­
steten und die Erstellung von Dienstpostenplä­
nen; 

6. der Abschluß von Verträgen mit den Ärzten, 
Dentisten, Hebammen, Apothekern, Kranken­
anst~lten und sonstigen Vertragspartnern, 
wenn diese Verträge eine wesentliche dau­
ernde Belastung der Versicherungsanstalt 
herbeiführen; 

7. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 28 
Abs. 2 über die Verwendung der Mittel des 
Unterstützungsfonds. 

(2) Stimmt die Kontrollversammlung in den in 
Abs. 1 bezeichneten Angelegenheiten dem Beschluß 
des Vorstandes nicht zu, so hat eine außerordentli­
che Generalversammlung hierüber zu beschließen 
und diesen Beschluß der Kontrollversammlung zu 
seiner Wirksamkeit zur Zustimmung vorzulegen. 
Die außerordentliche Generalversammlung ist in­
nerhalb einer angemessenen Frist vom Obmann 
einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem 
Beschluß der außerordentlichen Generalversamm­
lung gemäß Abs. 2 nicht zu, so hat sie den Obmann 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen und die 
Angelegenheit dem Bundesminister für Arbeit und 
. Soziales zur Entscheidung vorzulegen. Dieser hat 
diesen Beschluß der außerordentlichen Generalver­
sammlung entweder zu bestätigen oder aufzuheben. 
Ein bestätigter Beschluß der außerordentlichen 
Generalversammlung ist zu vollziehen. . 

Sitzungen 

§ 148. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper 
sind nichtöffentlich. Der leitende Angestellte und 
seine Stellvertreter sind berechtigt, an den Sitzungen 
der Verwaltungskörper und ihrer Ausschüsse mit 
beratender Stimme teilzunehmen. Der Obmann 
kann die Teilnahme von Bediensteten der Versiche­
rungsanstalt verfügen. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwal­
tungskörper ist bei Anwesenheit eines Vorsitzenden 
und von mindestens der Hälfte der Versicherungs" 
vertreter beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt 
hiebei auf die erforderliche Mindestzahl von 
anwesenden Versicherungsvertretern. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat 
auch der Vorsitzende Stimmrecht, bei Stimmen­
gleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern 
dieses-Bundesgesetz nichts anderes bestimmt. 
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(4 ) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskör­
pers gegen eine Rechtsvorschrift oder in einer 
wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweck­
mäßigkeit der Gebarung der Versicherungsanstalt, 
so hat der Obmann oder der Vorsitzende des 
Verwaltungs körpers ihre Durchführung vorläufig 
aufzuschieben und unter gleichzeitiger Angabe der 
Gründe für seine Vorgangsweise die Entscheidung 
der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 
der Verwaltungskörper der Versicherungsanstalt 

§ 149. (1) An den Sitzungen der Generalver­
sammlung, des Vorstandes und der Landesstellen­
ausschüsse und, insoweit Angelegenheiten zur 
Erörterung stehen, die Belange der Bediensteten 
berühren, auch an den Sitzungen der Ausschüsse 
(§ 145 Abs. 1) ist die Betriebsvertretung der 
Versicherungsanstalt mit zwei Vertretern mit 
beratender Stimme teilnahme berechtigt. 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, 
BGBI. Nr. 22/1974, in Betracht kommende Organ 
der Betriebsvertretung hat dem Obmann der 
Versicherungsanstalt die für die Teilnahme an den 
Sitzungen der Verwaltungs körper vorgesehenen 
Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind 
von jeder Sitzung des Verwaltungs körpers ebenso in 
Kenntnis zu' setzen wie die Mitglieder dieses 
Verwaltungskörpers; es sind ihnen auch die diesen 
zur Verfügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, 
Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. " 

8. Nach Abschriitt 11 des Vierten Teiles wird 
folgender Abschnitt 11 a eingefügt: 

,,ABSCHNITT II a 

Beirat 

. Aufgaben des Beirates 

§ 149 a. (1) Die Versicherungsanstalt hat zur 
Wahrnehmung sozialversicherungsrechtlicher An­
liegen der Versicherten und der Leistungsbezieher 
(§ 149 b) an ihrem Sitz einen Beirat zu errichten. 

(2) Der Beirat hat jährlich mindestens einmal 
zusammenzutreten. Er ist vom Vorsitzenden des 
Beiraies einzuberufen. 

(3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die 
Aufgaben der Versicherungsanstalt in Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung seine Anhörung verlan­
gen. Darüber kann nur mit der absoluten Mehrheit 
der Stimmen aller Mitglieder des Beirates Beschluß 
gefaßt werden. Der Obmann oder ein von ihm 
bestimmter Versicherungsvertreter und der leitende 
Angestellte oder ein von ihm bestimmter Bedienste­
ter haben an den Sitzungen des Beirates mit 
beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Das Nähere über die Sitzungen und die 
Beschlußfassung hat die vom Beirat zu beschlie­
ßende Geschäftsordnung zu bestimmen. Für die 
Beschlußfassung der Geschäftsordnung und jede 
ihrer Änderungen gilt Abs. 3 zweiter Satz. 

Mitglieder des Beirates 

§ 149 b. (1) Der bei der Versicherungsanstalt 
errichtete Beirat besteht aus Vertretern von 

1. Beziehern eines Ruhe(V ersorgungs )genusses 
bzw. einer Pension oder einer Rente, sofern sie 
auf Dauer aus dem Erwerbsleben ausgeschie­
den sind, 

2. nach diesem Bundesgesetz pflichtversicherten 
Dienstnehmern, . 

3. Beziehern einer Leistung nach dem Bundes­
pflegegeldgesetz oder nach einer gleichartigen 
landesgesetzlichen Vorschrift, sofern sie die 
Voraussetzungen bezüglich der Altersgrenze 
für einen Ruhegenuß bzw. eine Leistung aus 
einem der Versicherungsfälle des Alters nicht 
erfüllen. 

(2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt 
ihrer Bestellung das 19. Lebensjahr vollendet und 
ihren Wohn- oder Beschäftigungs(Dienst)ort im 
Bundesgebiet haben und zu diesem Zeitpunkt der 
Versicherungsanstalt als Leistungsberechtigte oder 
als pflichtversicherte Dienstnehmer angehören. 
Beiratsmitglieder können auch Vorstandsmitglieder 
oder Bedienstete von gemäß § 149 d Abs.2 
vorschlags berechtigten Vereinen und deren Ver­
bänden sein. 

(3) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines 
Versicherungsträgers und .des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sind von 
der Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlossen~ 

(4) § 132 Abs.5 Z 1 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß Reise- und Aufenthaltskosten 

1. höchstens viermal im Kalenderjahr, be­
schränkt auf die Teilnahme an Sitzungen des 
Beirates gemäß § 149 a Abs. 2, 

2: für die Teilnahme an Sitzungen der General­
versammlung und des Vorstandes (§ 158) 

gebühren. 

Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 149 c. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt 
es, 

1. zum Zwecke der Information und Vertretung 
im kranken- und unfallversicherungsrechtli­
chen Bereich Verbindung zu möglichst vielen 
Mitgliedern jenes Personenkreises aufzuneh­
men, als dessen Vertreter sie bestellt worden 
sind, und 

2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen 
und dabei unter Bedachtnahme auf die 

3 
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Aufgaben der Versicherungsanstalt die kran­
ken- und unfallversicherungsrechtlichen Inter­
essen des von ihnen zu vertretenden Personen­
kreises durch die Anregung von und die 
Teilnahme an darauf abzielenden Erörterun­
gen sowie die Einbringung entsprechender 
Anträge an den Beirat wahrzunehmen: 

(2) § 136 erster und zweiter Satz ist anzuwenden. 

Bestellung der Beiratsmitglieder 

§ 149 d. (1) Die Mitglieder des bei der Versiche­
rungsanstalt errichteten Beirates werden über 
Vorschlag eines gemäß Abs. 2 in Betracht kommen­
den Vereins von der Generalversammlung der 
Versicherungsanstalt für die Amtsdauer der Verwal­
tungskörper (§ 137) bestellt. Für jedes Mitglied des 
Beirates ist gleichzeitig mit dessen Bestellung auf 
dieselbe Art ein Stellvertreter zu bestellen. Bei der 
Bestellung der Beiratsmitglieder ist für jede der im 
Beirat vertretenen Gruppen im Verhältnis der Zahl 
der den Vereinen angehörenden Mitgliedern nach 
dem System d'Hondt vorzugehen und nach 
Möglichkeit auf regionale, betriebliche oder wirt­
schaftliche Interessen der Gruppen Bedacht zu 
nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht Vereinen zu, die 
sich bei der Versicherungsanstalt angemeldet haben 
und der Generalversammlung glaubhaft machen, 
daß sie durch die Zahl ihrer Mitglieder und durch 
die Qualität ihrer Vereinstätigkeit die Interessen des 
von ihnen vertretenen Personenkreises wirksam 
vertreten körinen. Sofern sie diese Voraussetzungen, 
erfüllen, stehen Vorschlagsrechte insbesondere 
folgenden Vereinen zu: 

. 1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensions(Ren­
ten)beziehern jenen Vereinen, zu deren 
Vereinszwecken die Wahrnehmung oder 
Förderung der Interessen von Pensions(Ren­
ten)beziehern gehört, 

2. hinsichtlich der Vertreter von bei der Versi­
cherungsanstalt pflichtversicherten Dienstneh­
mern jenen Vereinen, zu deren Vereinszwek­
ken die Wahrnehmung oder Förderung der 
Interessen auch solcher Dienstnehmer gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 149 b Abs. 1 
Z 3 genannten Leistungsbezieher jenen Verei­
nen, die von ihrer Tätigkeit her dazu geeignet 
erscheinen, die Interessen dieses Personen­
kreises wahrzunehmen oder zumindest wirk­
sam zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind spätestens am 
Tag vor Beginn einer neuen Amtsdauer zugleich mit 
dem Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2 bei 
der Versicherungsanstalt einzubringen. 

Enthebung von Beiratsmitgliedern (Stellvertretern) 

§ 149 e. (1) Ein Mitglied des Beirates (Stellvertre­
ter) ist von seinem Amt zu entheben: 

1. wenn die im § 149 b Abs. 2 genannten 
Bedingungen nicht mehr zutreffen; 

2. wenn einer der im § 149 b Abs. 3 bezeichneten 
Ausschließungsgründe nach der Bestellung 
eingetreten ist. 

Überdies findet § 135 Abs. 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

(2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates 
steht der Generalversammlung, die Enthebung der 
sonstigen Mitglieder (Stellvertreter) des Beirates 
dem Vorstand zu. 

Zusammensetzung des Beirates 

§ 149 f. (1) Die Generalversammlung hat unter 
Berücksichtigung des sachlichen und örtlichen 
Wirkungskreises der Versicherungsanstalt die Zahl 
der Mitglieder des Beirates festzusetzen; sie muß 
durch sechs teilbar sein und darf 18 nicht 
übersteigen. 

(2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich 
zusammen zu 

1. zwei Sechsteln aus Vertretern der im § 149 b 
Abs. 1 Z 1 bezeichneten Gruppe, 

2. drei Sechsteln aus Vertretern der im § 149 b 
Abs. 1 Z 2 bezeichneten Gruppe, 

3. einem Sechstel aus Vertretern der im § 149 b 
Abs. 1 Z 3 bezeichneten Gruppe. 

Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

§ 149 g. (1) Den Vorsitz im Beirat hat der vom 
Beirat aus der Gruppe der im § 149 b Abs. 1 Z 1 
und 3 genannten Personen und für dessen Amts­
dauer gewählte Vorsitzende zu führen. Für die 
Wahl ist die einfache Mehrheit sowohl aller 
Beiratsmitglieder als auch jener Gruppe der 
Beiratsmitglieder, welcher der zu Wählende ange­
hört erforderlich. Gleichzeitig ist auf dieselbe Art 
ein Stellvertreter zu wählen. Der Vorsitzende hat 
unbeschadet des Abs. 2 zu den Sitzungen einzube­
rufen. 

(2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom 
Obmann einzuberufen. Er hat dabei auf die Wahl 
des Vorsitzenden des Beirates hinzuwirken. Bis zu 
dessen Wahl hat seine Obliegenheiten der Obmann 
wahrzunehmen. 

(3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffent­
lich. Der ordnungsgemäß einberufene Beirat ist bei 
Anwesenheit des Vorsitzenden und von mindestens 
zwei Drittel seiner Mitglieder beschlußfähig." 

9. Im § 151 Abs.5 wird der Ausdruck "vom 
Hauptvorstand" durch den Ausdruck "von der 
Generalversammlung" ersetzt. 

10. Im § 152 Abs.1 zweiter Satz wird der 
Ausdruck "der Bestimmung des § 153" durch den 
Ausdruck "des Abs. 3 und des § 153" ersetzt. 
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11. § 152 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von 
den Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende 

. Vermögens anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse 
können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraus­
sichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein; 
letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerk­
male (zB die Art und die sonstigen näheren 
Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindester­
trag) im Beschlußwortlaut festzulegen." 

12. § 153 lautet: 

"Genehmigung der Veränderungen von 
Vermögensbeständen 

§ 153. Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die 
Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedür­
fen - nach Zustimmung des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger gemäß 
§ 31 Abs. 7 Z 1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen. Das gleiche gilt für Umbauten von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwen­
dungszweckes verbunden ist. Erhaltungs- oder 
Instandsetzungsarbeiten, sofern sie nicht mit diesen 
Vorhaben in einem ursächlichen Zusammenhang 
stehen, fallen nicht unter die Genehmigungspflicht." 

13. § 154 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann bestimmte Bedienstete des Bundesministe­
riums für Arbeit und Soziales oder des nach dem 
Sitz des jeweiligen Landesstellenausschusses in 
Betracht kommenden Amtes der Landesregierung 
mit der Aufsicht über die Versicherungsanstalt 
betrauen. Der Bundesminister für Finanzen kann zu 
den Sitzungen der Verwaltungs körper der V ersi­
cherungsanstalt einen Vertreter zur Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den 
mit der Ausübung der Aufsicht bzw.· mit der 
Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes 
betrauten Bediensteten (deren Stellvertreter) sind 
Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren 
Höhe 60 vH der niedrigsten Funktionsgebühr 
(§ 132 Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters 
des Vorsitzenden) der Kontrollversammlung der 
Versicherungsanstalt entspricht. Bei mehrfacher 
Aufsichtstätigkeit gebührt nur eine, und zwar die 
jeweils höhere Aufwandsentschädigung." 

14. § 154 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann 
gegen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers, . die 
gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, der Vertreter 
des Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, 
die die finanziellen Interessen des Bundes berühren, 
Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. 
Der Vorsitzende hat die Durchführung des 
Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben wurde, 
vorläufig aufzuschieben und die Entscheidung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertre­
ters des Bundesministers für Finanzen die Entschei­
dung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, 
die dieser im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Finanzen zu treffen hat, einzuholen." 

15. § 155 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat die Gebarung der Versi­
cherungsanstalt zu überwachen und darauf hinzu­
wirken, daß im Zuge dieser Gebarung nicht gegen 
Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er kann seine 
Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrek­
ken; er soll sich in diesem Falle auf wichtige Fragen 
beschränken und in das Eigenleben und die 
Selbstverantwortung der Versicherungsanstalt nicht 
unnötig eingreifen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungskörper aufheben." 

16. § 155 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Versiche­
rungsanstalt amtlichen Untersuchungen zu unter­
ziehen, wobei er sich dabei der Mitwirkung des 
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi­
cherungsträger sowie geeigneter Sachverständiger 
bedienen kann. Der Bundesminister für Finanzen ist 
berechtigt, an der amtlichen Untersuchung der 
Versicherungsanstalt durch seine Vertreter mitzu­
wirken. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat eine solche amtliche 
Untersuchung anzuordnen, wenn der Bundesmini­
ster für Finanzen dies zur Wahrung der finanziellen 
Interessen des Bundes verlangt." 

17. § 155 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat unbeschadet der gesetzli­
chen Bestimmungen über die Zuständigkeit anderer 
Stellen und unbeschadet der Rechte Dritter bei 
Streit über Rechte und Pflichten der Verwaltungs­
körper und deren Mitglieder sowie über die 
Auslegung der Satzung zu entscheiden." 

18. § 158 lautet: 
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10 1376 der Beilagen 

"Satzung~ Krankenordnung und ' 
Geschäftsordnungen 

§ 158; Hinsichtlich der Satzung, Krankenord­
nung und Geschäftsordnungen der Versicherungs­
anstalt öffentlich Bediensteter gelten die Bestim': 
mungen des Abschnittes VII des Achten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes." 

19. § 159 lautet: 

"Bedienstete 

§ 159. HinsichJ:lich der dienst-, besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Verhältnisse der Bediensteten 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
gelten die Bestimmungen des Abschnittes IX des 
Achten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes mit der Maßgabe, daß § 460 Abs. 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes auch auf 
den leitenden Angestellten und den leitenden Arzt 
der Versicherungsanstalt anzuwenden ist." 

20. Nach Abschnitt IX des Vienen Teiles wird 
folgender Abschnitt X angefügt: 

,,ABSCHNITT X 

Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 159 e. Soweit in diesem Bundesgesetz personen­
bezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 
angefühn sind, beziehen sie sich auf Frauen und 
Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf 
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezi­
fische Form zu verwenden." 

21. Nach § 175 wird folgender § 176 angefügt: 

,,§ 176. (1) Es treten in Kraft: 
1. die §§ 28 Abs. 2, 70 b Abs. 3, die Abschnitte I 

und II des VienenTeiles (§§ 130 bis 139, 
139 a, 140 bis 147, 147 abis 149), der 
Abschnitt Ha des Vienen Teiles (§§ 149 abis 
149 g), die §§ 151 Abs.5, 152 Abs. 1 und 3, 
153, 154 Abs.2 und 3, 155 Abs. 1, 4 und 5, 
158, 159, der Abschnitt X des Vienen Teiles 
(§ 159 e) und § 176 Abs. 2 bis 6 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxxi 1993; 

2. rückwirkend mit 1. Juli 1993 die §§ 19 Abs. 1 
Z 4 und Abs. 5, 64 Abs. 3 und 65 Abs. 2 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxxi 
1993. 

(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 
bestehenden Verwaltungskörper verlängen sich bis 
zum Zusammentreten der Verwaltungskörper nach 
den am 1. Jänner 1994 geltenden Vorschriften; die 

alten Verwaltungskörper haben die Geschäfte nach 
den am 31. Dezember 1993 geltenden Bestimmun­
gen zu führen. Die Entsendung der Versicherungs­
venreter in die neuen Verwaltungskörper hat bis 
31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Obmann, Obmann-Stellvenreter sowie V or­
sitzende und Vorsitzenden-Stellvenreter des Über­
wachungsausschusses und der Landesvorstände, die 
nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin eine solche 
Funktion ausüben, haben weiterhin Anspruch auf 
Anwanschaften (Pension) nach den Bestimmungen 
des § 132 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung. 

(4) Den in Abs. 3 genannten Personen, deren 
Anwanschaften zum 31. Dezember 1993 nach den 
Bestimmungen des § 132 Abs. 5 und den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften in der zu diesem 
Zeitpunkt in Geltung gestandenen Fassung erfüllt 
sind, bleibt der Anspruch auf Anwanschaften 
(Pension) nach diesen Bestimmungen gewahrt. 

(5) Die Stellvenreter der Vorsitzenden der 
Landesvorstände, soweit sie nicht unter Abs. 3 
oder 4 fallen, haben weiterhin Anspruch auf 
Anwanschaften (Pension) nach den Bestimmungen 
des § 132 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung, wenn sie 

1. nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin Versi­
cherungsvenreter sind und 

2. vor dem Beginn der neuen Amtsdauer 
mindestens während einer vollen Amtsdauer 
die Funktion eines Stellvertreters des V orsit­
zenden_ eines Landesvorstandes ausgeübt ha­
ben. 

Die Anwanschaft(Pension) darf das im § 132 Abs. 5 
und den darauf beruhenden Rechtsvorschriften in 
der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung festgesetzte Mindestausmaß nicht überstei­
gen. 

(6) Die Bestimmungen des § 132 Abs. 5 in der am 
31. Dezember-1993 in Geltung gestandenen Fas­
sung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften 
sind, soweit sie sich auf Entschädigungsleistungen 
an ausgeschiedene Funktionäre und deren Hinter­
bliebene beziehen, auf die im Abs. 3 angefühnen, 
aber aus ihrer Funktion bis spätestens zum Ende der 
Amtsdauer der alten Verwaltungskörper ausge­
schiedenen Personen sowie deren Hinterbliebene 
weiterhin anzuweriden." 
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1376 der Beilagen 11 

VORBLAlT 

A. Problem und Ziel: 

Entsprechend dem Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien für die Dauer der laufenden 
Gesetzgebungsperiode Reform der Struktur der Sozialversicherungsträger mit dem Ziel - einer 
Verwaltungsvereinfachung, Verstärkung der Versichertennähe und Erhöhung der Effizienz der 
Verwaltung. 

B. Lösung: 

Verringerung der Zahl der Versicherungsvertreter bei gleichzeitiger Vereinheitlichung und 
Harmonisierung des V oBzuges, Schaffung eines Beirates bei der Versicherungsanstalt als spezielle 
AnlaufsteIle für die Versicherte-n und Leistungsbezieher. 

C. Alternativen: 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten: 

Mehrkosten sind nicht" zu erwarten. 

E. Konformität mit EG-Recht gegeben. 
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12 1376 der Beilagen 

Erläuterungen 

Der vorliegende Entwurf einer 23. Novelle zum 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
hat das Ziel, die Struktur der Versicherungsanstalt 
umfassend zu reformieren. Die Basis für die 
vorgeschlagenen Maßnahmen bilden das Arbeits­
übereinkommen der Regierungsparteien für die 
Dauer der XVIII. Gesetzgebungsperiode des Na­
tionalrates, die Organisationsanalyse der Schweizer 
Beratungsfirma Häusermann und schließlich die 
Erfahrungen aus der Vollzugspraxis. 

. Im Sinne der daraus gewonnenen Ergebnisse sind 
Schwerpunkte für die Umsetzung des Zieles des 
Entwurfes: 

die Gleichschaltung der Organisation der 
Versicherungsanstalt mit der Organisation 
der übrigen Versicherungsträger bei gleich­
zeitiger drastischer Verringerung der Ge­
samtzahl der Versicherungsvertreter sowie 
die Vereinheitlichung und Harmonisierung 
des Vollzuges ; 
die Stärkung der Versichertennähe der 
Versicherungsanstalt durch Einführung einer 
speziellen AnlaufsteIle in Form eines Beirates, 
der aus Vertretern der Versicherten, Pensio­
nisten, Rentner und Beziehern pflegebezoge­
ner Leistungen zu bilden ist. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der 
im vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen 
grundet sich auf den Kompetenztatbestand Sozial­
versicherungswesen des Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen wird 
auf Punkt A der Finanziellen Erläuterungen zur 
52. Novelle zum ASVG verwiesen. 

Hinsichtlich der einzelnen Bestimmungen wird 
auf die Erläuterungen zum Entwurf einer 52. No­
velle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
verwiesen. Folgende Paragraphengegenüberstellung 
soll der besseren Auffindbarkeit der korrespondie­
renden Bestimmungen im Allgeme"inen Sozialversi­
cherungsgesetz dienen: 

B-KUVG 

§ 28 Abs. 2 ......... '" .,. 
§ 130 ................... . 

ASVG 

§ 84 Abs.6 
§ 419 

B-KUVG ASVG 

§ 131 .................... §418 
§ 132 .................... § 420 
§ 133 Abs. 1 . . . . . . . . . . . . . .. § 421 Abs. 1 

Abs. 2 . . . . . . . . . . . . . . . Abs. 3 
Abs. 3 . . . . . . . . . .. . . . . Abs. 5 
Abs. 4 . . . . . . . . . . . . . . . Abs. 7 
Abs. 5 . . . . . . . . . . . . . . . Abs. 8 

§ 134 .................... § 422 
§ 135 Abs. 1 bis 4 .......... § 423 Abs. 1 bis 4 

Abs. 5 bis 7 .......... - Abs. 6 bis 8 
§ 136 .................... § 424 
§ 137 .................... § 425 
§ 138 ........... . . . . . . . .. § 426 
§ 139 .................... § 427 
§ 139 a. . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 428 
§ 140 .................... § 429 
§141 .................... §430 
§ 142 .................... § 431 
§ 143 .................... § 432 
§ 144 .................... §433 
§ 145 ........... . . . . . . . .. § 434 
§146 .................... §43S 
§ 147 ........... . . . . . . . .. § 436 
§ 147 a ................... § 437 
§ 148 ........... .. . . . . . .. § 438 
§ 149 .................... -§ 439 
§ 149 a . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 
§ 149 b .................. , § 440 a 
§149c ................... §440b 
§ 149 d ............ " . . . . .. § 440 c 
§ 149 e . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 d 
§ 149 f . . . .. . . . . . . . . . . . . .. § 440 e 
§ 149 g . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 f 
§ 151 Abs. S. '" .: .... '" ., § 444 Abs. 7 
§ 152 Abs. 1 und 3 ......... , § 446 Abs. 1 und 3 
§IS3 .................... §447 
§ 154Abs. 2 .............. : § 448 Abs. 3 

Abs. 3 . . . . . . . . . . . . . . . Abs. 4 
§ 155 Abs. 1 und 4 ......... , § 449 Abs. 1 und 4 

Abs. 5 .............. , § 450 Abs. 1 
§ 158 .. "................. § 4S3ff. 
§ 159 " ........... " ..... , § 460 H. 
§ 159 e .................. , § 3 a 

Folgende Besonderheiten im Bereich des Beam­
ten-Kranken- und UnfaIlversicherungsgesetzes sind 
jedoch hervorzuheben: 
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1376 der Beilagen 13 

Zu Z 1, 2, 4 und 5 (§§ 19 Abs.1 Z 4, Abs.5, 64 
Abs. 3 und 65 Abs. 2 d.E.): 

Bei den vorg'eschlagenen Änderungen handelt es 
sich um eine Anpassung im Zuge des Bundespflege­
geldgesetzes, BGBI. Nr. 110/1993 (Wegfall der 
Hilflosenzulage) sowie um Anpassungen auf Grund 
der 51. Novelle zum ASVG, BGBI. Nr. 335/1993 
(Neuordnung der Aufwertung und Anpassung). 

Zu Z 7 (§§ 130, 131, 137, 138, 139, 139 abis 142, 
144 bis 147 und 147 a d.E.): 

Verwaltungskörper 

Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
vedügt derzeit über ein teilweise von den 
Versicherungsträgern des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes abweichendes Organisations­
schema. Das der bisherigen Hauptversammlung der 
ASVG-Versicherungsträger entsprechende Organ, 
der Hauptvorstand, soll künftig ebenfalls General­
versammlung heißen und dieselben Aufgaben wie 
die Generalversammlung der ASVG-Versiche­
rungsträger besorgen. Das dem Vorstand entspre­
chende Organ ist nach geltender Rechtlage der 
Verwaltungsrat, der als engerer Ausschuß des 
Hauptvorstandes auf Grund der Satzung besteht; 
künftig wird auch bei der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter ein Vorstand eingerichtet 
sein. 

Die sieben bisher bestehenden Landesvorstände 
erhalten im Zuge der Angleichung der Organisation 
an die übrigen Sozialversicherungsgesetze die 
Bezeichnung "Landesstellenauschüsse" (§ 130 Z 4 
d.E.). Der bestehende sachliche Aufgabenbereich 
wie er derzeit im § 147 B-KUVG festgelegt ist bzw. 
auf Grund der Satzung übertragen ist, bleibt 
bestehen (§ 146 Abs. 1 und 2 d.E.). Der Vorstand 
kann - unbeschadet seiner eigenen Verantwort-
1ichkeit - den Landesstellenausschüssen einzelne 
seiner Obliegenheiten übertragen (§ 145 Abs. 1 
d.E.). 

Darüber hinaus kann der Vorstand - nach 
Bedad - weitere Ausschüsse (aus Mitgliedern der 
Generalversammlung) einsetzen und diesen eben­
falls einzelne seiner Obliegenheiten übertragen. 

Die innere Organisation der Versicherungsanstalt 
wird daher durch folgende Verwaltungskörper 
vorgenommen: 

Generalversammlung (§§ 139,144 d.E.) 
Vorstand (§§ 139 a, 145 d.E.) 
Kontrollversammlung (§§ 140, 147, 147 a 
d.E.) 

- 7 Landesstellenausschüsse (§§ 141, 146 d.E.). 

Zu Z 7 (§§ 132 bis 136 d.E.): 

Versicherungsvertreter 

Ein immer wieder aufgetauchter Ansatzpunkt der 
Kritik an der Selbstverwaltung der Sozialversiche­
rung war die Zahl der Versicherungsvertreter. 
Während sich bei den übrigen Sozialversicherungs­
trägern diese Kritik insbesondere auf die Mitglie­
derzahl in der Hauptversammlung bezieht, erfolgt 
die Reduktion der Zahl der Versicherungsvertreter 
im Bereich der Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter bei den Landesstellenauschüssen (den 
bisherigen Landesvorständen). Nach geltender 
Rechtslage gibt es derzeit 100 Sitze in den 
Landesvorständen und 40 Sitze im Hauptvorstand 
(entspricht der Generalversammlung), wobei die 
Vorsitzenden der sieben Landesvorstände gleichzei­
tig im Hauptvorstand vertreten sind, 16 Sitze in der 
Kontrollversammlung sowie zwei Sitze im Renten­
und Rehabilitationsausschuß (das ergibt 151 Versi­
cherungsvertreter). Die Mitglieder des dem Vor­
stand bei den übrigen Versicherungsträgern· ent­
sprechenden Verwaltungsrates wurden schon bisher 
aus Mitgliedern der Versicherungsvertreter des 
Hauptvorstandes gewählt. 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen die Sitze 
in den Landesstellenausschüssen auf 32 (für den 
Landesstellenausschuß Wien, Niederösterreich und 
Burgenland 8, für die übrigen Landesstellenaus­
schüsse je 4) reduziert werden, wobei die Mitglieder 
der Landesstellenausschüsse (so wie die Mitglieder 
des Vorstandes) gleichzeitig der Generalversamm­
lung angehören sollen (§ 139 Abs. 2 d.E.). Um den 
Vorstand, die Landesstellenausschüsse und die 
sonstigen Ausschüsse ( § 145 Abs. 1 d.E) beschicken 
zu können, muß die Zahl der Versicherungsvertre­
ter in der Generalversammlung auf 60 erhöht 
werden. Die Zahl der Mitglieder der Kontrollver­
sammlung soll von 16 auf 12 reduziert werden. 

Im Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetz ergibt sich folgende Reduktion der Anzahl 
der Versicherungsvertreter: 

bisher neu 

Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter: .. . .. .. .. . . .. . 151 72 

Aus dem Verhältnis der Zahlen zueinander 
(72 : 151) ergibt sich somit die folgende Kürzung 
der Gesamtzahl der Versicherungsvertreter im 
B-KUVG-Bereich: 

a) Kürzung auf 47,7 vH oder 
b) Kürzung um 52,3 vH. 
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14 1376 der Beilagen 

Verwaltungskörper, Anzahl der Versicherungsvertreter 

General­
vers. 

V d Landesstellen- Kontroll-
orstan ausschüsse vers. Gesamtzahl 

bisher (gleichzeitig auch Mitglieder der 
Generalversamml ung) 

Gesamtzahl 

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter 60 16 

Die Parität der Versicherungsvertreter in den 
Verwaltungskörpern wird beibehalten, sodaß künf­
tig die Generalversammlung aus 45 Vertretern der 
Dienstnehmer und 15 Vertretern der Dienstgeber, 
der Vorstand aus 12 Vertretern der Dienstnehmer 
und 4 Vertretern der Dienstgeber, der Landesstel­
lenausschuß für Wien, Niederösterreich und Bur­
genland aus 6 Vertretern der Dienstnehmer und 2 
Vertretern der Dienstgeber, die übrigen Landesstel­
lenausschüsse aus 3 Vertretern der Dienstnehmer 
und einen Vertreter der Dienstgeber und die 
Kontrollversammlung aus 3 Vertretern der Dienst­
nehmer und 9 Vertretern der Dienstgeber bestehen 
wird. 

32 12 72 151 

Zu Z 8 (§§ 149 abis 149 g d.E.): 

Beirat 

Die Regelungen über den Beirat entsprechen den 
analogen Bestimmungen im Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz (§§ 440 bis 440 f d.E. einer 
52. Novelle zum ASVG). 

Der Beirat soll sich im Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz aus folgenden Personen­
gruppen zusammensetzen (§§ 149 bund 149 f d.E.): 

1. zwei Sechstel aus Vertretern der Ruhe{Ver­
sorgungs)genußbezieher bzw. der Pensionsbe­
zieher oder Rentenbezieher, die aus dem 
Erwerbsleben auf Dauer ausgeschieden sind; 

2. drei Sechstel aus Vertretern der bei der 
Versicherungs anstalt Pflichtversicherten ; 

3. ein Sechstel aus Vertretern von -uistungsbe­
ziehern nach dem Bundespflegegeldgesetz 
(bzw. gleichartigen Landesgesetzen). 
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Textgegenüberstellung 

BKUVG - Gel t end e Fa s s u n g 

Beitragsgrundlage 

§ 19. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge ist 
1. bis 3. unverändert. 
4. für die in § 1 Abs. 1 Z 12 genannten Versicherten die dort bezeichneten 

Leistungen, ausgenommen die Hilflosenzulage oder gleichartige Zulagen. 

(2) bis (4) unverändert. 

(5) Die Beitragsgrundlage darf die Mindestbeitragsgrundlage nicht unter- und 
die Höchstbeitragsgrundlage nicht überschreiten. Als monatliche Höchstbeitrags­
grundlage gilt das 30fache des nach § 108 b Abs. 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Betrages. -Als monatliche Mindestbei­
tragsgrundlage gelten 15 vH der Höchstbeitragsgrundlage. Die sich hienach 
ergebenden Beträge sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales festzustellen. 

(6) unverändert. 

. Unterstützungsfonds 

§ 28. (1) unverändert. 

(2) Die Mittel des Unterstützl;lngsfonds können in besonders berücksichti­
gungswürdigen Fällen, insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für 
Unterstützungen nach Maßgabe der hiefürvom Hauptvorstand im Einvernehmen 
mit dem Überwachungsausschuß zu erlassenden Richtlinien verwendet werden. 
§ 146 Abs. 2, 3 und 5 ist entsprechend anzuwenden. 

Heilmittel 

§ 64. (1) und (2) unverändert. 

(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf Rechnung der Versicherungsan­
stalt ist, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, eine Rezeptgebühr im 
Betrage von 21 S zu entrichten. An die Stelle des Betrages von 21· S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 i des Allgemeinen 

BKUVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Beitragsgrundlage 

§ 19. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge ist 
1. bis 3. unverändert. . 
4. für die in § 1 Abs. 1 Z 12 genannten Versicherten die dort bezeichneten 

Leistung:en. 

(2) bis (4) unverändert. 

(5) Die Beitragsgrundlage darf die Mindestbeitragsgrundlage nicht unter- und 
die Höchstbeitragsgrundlage nicht überschreiten. Als monatliche Höchstbeitrags­
grundlage gilt das 30fache des nach § 108 Abs.3 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Betrages. Als monatliche Mindestbei­
tragsgrundlage gelten 15 vH der Höchstbeitragsgrundlage. Die sich hienach 
ergebenden Beträge sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales festzustellen. 

(6) unverändert. 

Unterstützungsfonds 

§ 28. (1) unverändert. 

(2) Die Mittel des Unterstützungsfonds können in besonders berücksichti~ 
gungswürdigen Fällen, insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für. 
Unterstützungen nach Maßgabe der hiefür vom Vorstand zu erlassenden 
Richtlinien verwendet werden. 

Heilmittel 

§ 64. (1) und (2) unverändert. 

(3). Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf Rechnung der Versicherungsan­
stalt ist, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, eine Rezeptgebühr im 
Betrage von 21 S zu entrichten. An die Stelle des Betrages von 21 S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs.9 des 

.­V.l 
'I 
0>-

P­o .., 
tl:J 
~. 
f;) 
~ o 
~ 

-\Jt 

1376 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
15 von 42

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



BKUVG - Gel t end e F asS u n g 

Sozialversicherungsgesetzes mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) vervielfachte Betrag. Die Re­
zeptgebühr ist bei Abgabe des Heilmittels an die abgebende Stelle für Rechnung 
der Versicherungsanstalt zu zahlen. 

(4) und (5) unverändert. 

Heilbehelfe und Hilfsmittel 

§ 65. (1) unverändert. 

(2) Die Kosten der Heilbehelfe und Hilfsmittel werden von der 
Versicherungsanstalt nur übernommen, wenn sie höher sind als 20 vH des 
Meßbetrages (§ 108 b Abs.2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes), 
gerundet auf volle Schilling. 10 vH der Kosten, mindestens 20 ~H des 
Meßbetrages, gerundet auf volle Schilling, sind vom Versicherten zu tragen. 

(3) bis (9) unverändert. 

Maßnahmen der erweiterten Rehabilitation 

§ 70 b. (1) und (2) unverändert. 

(3) Vor der Gewährung von Maßnahmen der erweiterten Rehabilitation ist 
dem Renten- und Rehabilitationsausschuß (§ 130 Abs. 1 Z 4) Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

VIERTER TEIL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

Verwaltung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 

Verwaltungskörper 

§ 130. (1) Die Verwaltung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
obliegt den Verwaltungskörpern. Die Verwaltungskörper sind: 

1. der Hauptvorstand, 
2. der Überwachungsausschuß, 

BKUVG - Vor g e s chi a gen e Fass u n g 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
(§ 108 a Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) vervielfachte 
Betrag. Die Rezeptgebühr ist bei Abgabe des Heilmittels an die abgebende Stelle 
für Rechnung der Versicherungsanstalt zu zahlen. 

(4) und (5) unverändert. 

Heilbehelfe und Hilfsmittel 

§ 65. (1) unverändert. 

(2) Die Kosten der Heilbehelfe und Hilfsmittel werden von der 
Versicherungsanstalt nur übernommen, wenn sie höher s.ind als 20 vH des 
Meßbetrages (§ 108 b des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes), gerundet 
auf volle Schilling. 10 vH der Kosten, mindestens 20 vH des Meßbetrages, 
gerundet auf volle Schilling, sind vom Versicherten zu tragen. 

(3) bis (9) unverändert. 

Maßnahmen der erweiterten Rehabilitation 

§ 70 b. (1) und (2) unverändert. 

(3) Aufgehoben. 

VIERTER TEIL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

Verwaltung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 

Verwaltungskörper 

§ 130. Die Verwaltung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter obliegt 
den Verwaltungskörpern. Die Verwaltungskörper sind: 

1. der Vorstand, 
2. die Generalversammlung, 
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BKUVG - Ge I te nde F as s u ng 

3. die Landesvorstände und 
4. der Renten- und Rehabilitationsausschuß. 

(2) Der Hauptvorstand, der Überwachungsausschuß und der Renten- und 
Rehabilitationsausschuß bestehen für das gesamte Bundesgebiet am Sitz der 
Versicherungsanstalt. Die Landesvorstände bestehen für die Länder Wien, 
Niederösterreich und Burgenland mit dem Sitz in Wien, für das Land Steiermark 
mit dem Sitz in Graz, für das Land Oberösterreich mit dem Sitz in Linz, für das 
Land Kärnten mit dem Sitz in Klagenfurt, für das Land Tirol mit dem Sitz in 
Innsbruck, für das Land Salzburg mit dem Sitz in Salzburg und für das Land 
Vorarlberg mit dem Sitz in Bregenz. 

Hauptgeschäftsstelle und Landesgeschäftsstellen 

§ 131. (1) Die Verwaltungskörper haben sich zur Durchführung ihrer 
Aufgaben der Hauptgeschäftsstelle und der Landesgeschäftsstellen zu bedienen. 

(2) Die Hauptgeschäftsstelle ist am Sitz der Versicherungsanstalt und je eine' 
Landesgeschäftsstelle am Sitz der Landesvorstände zu errichten. 

(3) Auftraggeber im Sinne des' § 3 Z 3 des' Datenschutzgesetzes, BGBI. 
Nr. 565/1978, ist bei der Durchführung hinsichtlich der den Landesvorständen 
gemäß § 147 Abs. 1 und 2 obliegenden Aufgaben stets die Hauptgeschäftsstelle. 

Versicherungsvertreter 

§ 132. (1) Die Verwaltungskörper bestehen aus Vertretern der Dienstnehmer 
und der Dienstgeber (Versicherungsvertreter). 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische Staatsbürger sein, die 
nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen -sind, am 

BKUVG - Vor g es c h La gen e Fa s s u n g 

3. die Kontrollversammlung und 
4. die Landesstellenausschüsse am Sitz der Landesstellen. 

HauptsteIle und Landesstellen 

§ 131. (1) Die Verwaltungskörper haben sich zur Durchführung ihrer 
Aufgaben der Hauptstelle und der Landesstellen z~ bedienen. 

(2) Die Hauptstelle ist am Sitz der Versicherungsanstalt zu errichten. 

(3) Landesstellen sind für die Länder Wien, Niederösterreich und Burgenland 
mit dem Sitz in Wien, für das Land Steiermark mit dem Sitz in Graz, für das Land 
Oberösterreich mit dem Sitz in Linz, für das Land Kärnten mit dem Sitz in 
Klagenfurt, für das Land Tirol mit dem Sitz in Innsbruck, für das Land Salzburg 
mit dem Sitz in Salzburg und für das Land Vorarlberg mit dem Sitz in Bregenz zu 
errichten. 

(4) Auftraggeber im Sinne des § 3 Z 3 des Datenschutzgesetzes, 
BGBI. Nr. 565/1978, ist bei der Durchführung hinsichtlich der den Landesstellen­
ausschüssen gemäß § 146 Abs. 1 und 2 obliegenden Aufgaben stets die 
Hauptstelle. 

Versicherungsvertreter 

§ 132. (1) Die Verwaltungs körper bestehen aus Vertretern der Dienstnehmer 
und der Dienstgeber (Versicherungsvertreter). 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische Staatsbürger sein, die 
nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, am 
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BKUVG - Gel t end e F ass u n g 

Tage der Berufung das 24. Lebensjahr vollendet und ihren Wohn- oder 
Beschäftigungs(Dienst)ort im Bundesgebiet haben. Versicherungsvertreter im 
Landesvorstand müssen ihren Wohn- oder Beschäftigungs(Dienst)ort in den 
Bundesländern beziehungsweise in dem Bundesland haben, für die (das) der 
betreffende Landesvorstand besteht. 

(3) Die Versicherungsvertreter müssen, soweit es sich nicht um Vorstandsmit­
glieder bzw. Bedienstete gesetzlicher beruflicher Vertretungen oder von 
Organisationen der Dienstnehmer oder um Vertreter der Dienstgeber nach 
diesem Bundesgesetz handelt, im Zeitpunkt ihrer Entsendung der Versicherungs­
anstalt als versicherte Dienstnehmer angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf in diesem mehr als eine 
Stimme führen. 

(5) Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben ihr Amt auf Grund einer 
öffentlichen Verpflichtung als Ehrenamt zu versehen; ihre Tätigkeit in Ausübung 
dieses Amtes begründet kein Dienstverhältnis zur Versicherungsanstalt. Den 
Mitgli~dern der Verwaltungskörper, ferner den aus ihrer Funktion ausgeschiede­
nen Obmännern, Obmann-Stellvertretern, Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stell­
vertretern des Überwachungsausschusses, Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stell­
vertretern der Landesvorstände sowie den Hinterbliebenen der genannten 
Funktionärekönnen jedoch Entschädigungen gewährt werden. Die Entscheidung 
über die Gewährung der Entschädigungen sowie über ihr Ausmaß obliegt dem 
Hauptvorstand. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat hiefür nach 
Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
Grundsätze aufzustellen und für verbindlich zu erklären; in diesen Grundsätzen 
sind einheitliche Höchstsätze für Reisekostenentschädigungen und Sitzungsgel­
der sowie unter Berücksichtigung des örtlichen Wirkungsbereiches, der Zahl der 
Versicherten und der Dauer der Funktionsausübung 

a) Höchstsätze für die Funktionsgebühren der Mitglieder der Verwaltungs­
körper festzusetzen und 

b) das Höchstausmaß und die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Entschädigungen an ausgeschiedene Funktionäre bzw. deren Hinterblie­
bene in der Weise zu regeln, daß die Gewährung der Entschädigung unter 
Bedachtnahme auf die Richtlinien für die pensionsrechtlichen Verhältnisse 
der Sozialversicherungsbediensteten von der Erreichung eines bestimmten 
Anfallsalters sowie von einer Mindestdauer der Ausübung der Funktion 
. abhängig gemacht wird; ferner ist vorzusehen, daß auf die Entschädigung 
alle Einkürifte des ausgeschiedenen Funktionärs bzw. der Hinterbliebenen 

BKUVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Tage der Berufung das 19.Lebensjahr vollendet und ihren Wohn- oder 
Beschäftigungs(Dienst)ort im Bundesgebiet haben. 

(3) Die Versicherungsvertreter müssen, soweit es sich nicht um Vorstandsmit­
glieder bzw. Bedienstete gesetzlicher beruflicher Vertretungen oder von 
Organisationen der Dienstnehmer oder um Vertreter der Dienstgeber nach 
diesem Bundesgesetz handelt, im Zeitpunkt ihrer Entsendung der Versicherungs­
anstalt als versicherte Dienstnehmer angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungs körpers darf in diesem mehr als eine 
Stimme führen. 

(5) Die· Tätigkeit als Mitglied eines Verwaltungskörpers erfolgt auf Grund 
einer öffentlichen Verpflichtung und begründet kein Dienstverhältnis zur 
Versicherungsanstalt. Hiefür gebühren Entschädigungen nach folgenden 
Grundsätzen: 
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BKlNG - Geltende Fassung 

mit Ausnahme der Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
anzurechnen sind; nicht anzurechnen ist ferner ein im § 1 Abs. 1 Z 7 und 14 
lit. b genannter Bezug sowie ein sonstiger Ruhe- oder Versorgungsgenuß 
von einer öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft, insoweit er nach Art 
und Ausmaß mit einer Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
vergleichbar ist. 

§ 49 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(6) Bedienstete von Sozialversicherungsträgern und des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sowie Personen, die auf Grund einer 
von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 
geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren Vermögen der 
Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind von der Entsendung in 
das Amt eines Versicherungsvertreters ausgeschlossen. 

(7) Aufgehoben. 

Entsendung der Versicherungsvertreter 

§ 133. (1) Die Versicherungsvertreter aus der Gruppe der Dienstnehmer für 
Verwaltungskörper, deren Tätigkeitsbereich sich nicht über mehr als ein 

BKlNG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben Anspruch auf Ersatz der 
Reise- und Aufenthaltskosten gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der Reisegebührenvor­
schrift 1955, BGBI. Nr. 133. 

2~ Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, die Vorsitzenden und die 
Vorsitzenden-Stellvertreter der Kontrollversammlung und der Landesstel­
lenausschüsse haben Anspruch auf Funktionsgebühren. Das Nähere hat der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverbandes 
der österreichischen Sozialversicherungsträger durch Verordnung unter 
Bedachtnahme auf den örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der 
Versicherten der Versicherungsanstalt und eine Mindestdauer der Funktion 
zu bestimmen; dabei darf die für einen Monat zustehende Funktionsgebühr 
90 vH des Betrages nicht übersteigen, der dem Anfangsbezug eines 
Mitgliedes des Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit sie nicht unter Z 2 fallen, 
haben Anspruch auf Sitzungsgeld, dessen Höhe durch Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit undSöziales nach Anhörung des Hauptverban­
des der österreichischen Sozialversicherungsträger festzusetzen ist. 

§ 49 Abs. 4 ist anzuwenden. 

(6) Bedienstete eines Sozialversicherungsträgers und des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sowie Personen, die auf Grund einer 
von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 
geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren Vermögen ein 
Insolvenzverfahreneröffnet ist, sind von der Entsendung in das Amt eines 
Versicherungsvertreters ausgeschlossen. 

Entsendung der Versicherungsvertreter 

§ 133. (1) Die Versicherungsvertreter aus der Gruppe der Dienstnehmer für 
Verwaltungskörper, deren Tätigkeitsbereich sich nicht über mehr als ein 
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BKUVG - Geltende Fassung 

Bundesland erstreckt, sind vom zuständigen Landeshauptmann, für die übrigen 
Verwaltungskörper vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu 
entsenden. Die entsendeberechtigten Stellen haben hiezu Vorschläge des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, und zwar der in Betracht kommenden 
Gewerkschaft, einzuholen. Die Versicherungsvertreter aus der Gruppe der 
Dienstgeber für Verwaltungskörper, deren Tätigkeitsbereich sich nicht über mehr 
als ein Bundesland erstreckt, sind vom zuständigen Landeshauptmann im 
Einvernehmen mit der zuständigen Finanzlandesbehörde, für die übrigen 
Verwaltungskörper vom Bundeskanzleramt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen zu entsenden. Kommt ein Einvernehmen 
zwischen dem Landeshauptmann und der Finanzlandesbehörde nicht zustande, 
so entsendet auf Antrag einer dieser beiden Stellen das Bundeskanzleramt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen die Dienstgebervertre­
ter. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat, sofern es nicht selbst 
zur Entsendung berechtigt ist, die in Betracht kommenden entsende berechtigten 
Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemessenen Frist, die 
mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. Werden die Vertreter 
innerhalb dieser First nicht entsendet, so hat sie das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales zu entsenden, ohne an einen Vorschlag gebunden zu sein. 

(3) Vor Verfügungen im Sinne des Abs. 2 ist den entsendeberechtigten Stellen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist gleichzeitig mit dessen 
Entsendung und auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu entsenden. Dieser hat das 
Mitglied zu vertreten, wenn es an der Ausübung seines Amtes verhindert ist. 

(5) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus seinem Amt aus, so 
hat die Stelle, die den Ausgeschiedenen entsendet hat, für den Rest der Amtsdauer 
ein neues Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu entsenden. Bis zur Entsendung 
des neuen Mitgliedes gilt Abs. 4 zweiter Satz entsprechend. Ist die Entsendung 
des neuen Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine Enthebung des ausgeschiedenen 

BKUVG - Vorgeschlagene Fassung 

Bundesland erstreckt, sind vom zuständigen Landeshauptmann, für die übrigen 
Verwaltungskörper vom Bundesminister für Arbeit und Soziales zu entsenden. 
Die entsendeberechtigten Stellen haben hiezu Vorschläge des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes einzuholen, welche dieser im Einvernehmen mit der in 
Betracht kommenden Gewerkschaft zu erstatten hat. Die Versicherungsvertreter 
aus der Gruppe der Dienstgeber für Verwaltungskörper, deren Tätigkeitsbereich 
sich nicht über mehr als ein Bundesland erstreckt, sind vom zuständigen 
Landeshauptmann im Einvernehmen mit der zuständigen Finanzlandesbehörde, 
für die übrigen Verwaltungskörper vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen zu entsenden. Kommt ein Einvernehmen 
zwischen dem Land~shauptmann und der Finanzlandesbehörde nicht zustande, 
so entsendet auf Antrag einer dieser beiden Stellen der Bundeskanzler im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen die Dienstgebervertreter. 
Bei der Entsendung ist auf die fachliche Eignung Bedacht zu nehmen. Die 
gleichzeitige Entsendung ein und, derselben Person als Versicherungsvertreter 
sowohl in die K,ontrollversammlung als auch in die Generalversammlung der 
Versicherungsanstalt ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat, sofern er nicht selbst zur 
Entsendung berechtigt ist, die in Betracht kommenden entsendeberechtigten 
Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemessenen Frist, die 
mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. Werden die Vertreter 
innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so hat sie der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales zu entsenden, ohne an einen Vorschlag gebunden zu sein. 

(3) Vor Verfügungen im Sinne des Abs. 2 ist den entsendeberechtigten Stellen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Für jeden Versicherungsvertreter ist gleichzeitig mit dessen Entsendung 
und auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu entsenden. Der entsendete, Stellvertreter 
hat das Mitglied zu vertreten, wenn es an der Ausübung seiner Funktion in 
Verwaltungskörpern oder Ausschüssen verhindert ist. Mitglieder von Verwal­
tungskörpern oder' Ausschüssen können ihre Stellvertretung im Einzelfall auch 
einem Mitglied der Generalversammlung übertragen. 

(5) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus seinem Amt aus, so 
hat die Stelle, die den Ausgeschiedenen entsendet hat, für den Rest der Amtsdauer 
ein neues Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu entsenden. Bis zur Entsendung 
des neuen Mitgliedes gilt Abs. 4 zweiter Satz. Ist die Entsendung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters), durch eine Enthebung des ausgeschiedenen 
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BKUVG - Geltende Fassung 

Mitgliedes (Stellvertreters) von seinem Amt (§ 135) erforderlich geworden und 
tritt nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Entsendung 
des neuen Mitgliedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 134. (1) Nach mindestens zweijähriger Amtsführung kann eine Wiederent­
sendung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von der Annahme seiner 
Entsendung (§ 133) die Versicherungsanstalt nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und ist unbeschadet des § 137 zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des Einlangens 
dieser Mitteilung bei der Versicherungsanstalt zur Ausübung seines Amtes ab dem 
Zeitpunkt, ab dem er entsandt ist, berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern (Stellvertretern) 

§ 135. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) ist seines Amtes zu 
entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine Entsendung ausschließen 
würden; 

2. wenn sich der· Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seinen Pflichten 
entzieht; 

3. wenn er seit mehr als drei Monaten nicht mehr der Gruppe der 
Dienstnehmer angehört, für die er bestellt wurde oder wenn er sich seit 
dieser Zeit im Ruhestand befindet; 

4. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Enthebung unter 
Berufung auf einen in seinen persönlichen Verhältnissen liegenden Grund 
beantragt; 

5. wenn einer der im § 132 Abs. 6 genannten Ausschließungsgründe nach der 
Entsendung eingetreten ist. 

Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß Z 4 
oder 5 ist, sofern nicht das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zur 
Entsendung berechtigt war, di~ zur Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

BKUVG - Vorgeschlagene Fassung 

Mitgliedes (Stellvertreters) von seinem Amt (§ 135) erforderlich geworden und 
tritt nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Entsendung 
des neuen Mitgljedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 134. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) darf nur aus 
wichtigen Gründen abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger Amtsfüh­
rung kann eine Wiederentsendung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von der Annahme seiner 
Entsendung (§ 133) die Versicherungsanstalt nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und istunbeschadet des § 137 zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des Einlangens 
dieser Mitteilung bei der Versicherungsanstalt zur Ausübung seines Amtes ab dem 
Zeitpunkt, ab dem er entsandt ist, berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern (Stellvertretern) 

§ 135. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) ist seines Amtes zu 
entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine Entsendung ausschließen 
würden; 

2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Pflichten verletzt; 

3. wenn er seit mehr als drei Monaten nicht mehr der Gruppe der 
Dienstnehmer angehört, für die er entsendet wurde oder wenn er sich seit 
dieser Zeit im Ruhestand befindet; 

4. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Enthebung unter 
Berufung auf einen in seinen persönlichen Verhältnissen liegenden Grund 
beantragt; 

5. wenn einer der im§ 132 Abs. 6 genannten Ausschließungsgründe nach der 
Entsendung eingetreten ist. 

Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß Z 4 
oder 5 ist, sofern nicht der Bundesminister für Arbeit und Soziales zur 
Entsendung berechtigt war, die zur Entsendung berufene Stelle anzuhören. 
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BKUVG - Gel tende Fass u ng 

(2) Die Enthebung des Obmannes, des Vorsitzenden des Überwachungsaus­
schusses und der Vorsitzenden der Landesvorstände sowie deren Stellvertreter 
steht der Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder des Überwachungsaus­
schusses dem Vorsitzenden dieses Ausschusses, die der sonstigen Versicherungs­
vertreter (Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter (Stellvertreter) auf 
begründeten Antrag der zur Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 
Eines solchen Antrages bedarf es nicht, wenn das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales zur Entsendung berechtigt war. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) nach 
Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben und 
gleichzeitig die entsendeberechtigte Stelle (§ 133), sofern nicht das Bundesmini­
sterium für Arbeit und Soziales zur Entsendung berechtigt war, zu verständigen. 
Dem vom Obmann oder vom Vorsitzenden des Überwachungsausschusses 
Enthobenen steht das Recht der Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach 
Zustellung des Beschlusses über die Enthebung bei der Aufsichtsbehörde 
einzubringen. Diese entscheidet endgültig. 

(5) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers gleichzeitig auch Mitglied eines 
anderen Verwaltungskörpers bei der Versicherungsanstalt (§ 141 Abs.2), so 
erstreckt sich die Enthebung auch auf das Amt im anderen Verwaltungskörper. 

(6 ) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(7) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) von seinem Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) wirkt nicht zurück. 

Pflichten !lnd Haftung der Versicherungsvertreter 

§ 136. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben bei der Ausübung ihres 
Amtes die Gesetze der Republik Österreich, die Satzung der Versicherungsanstalt 
und die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 
Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung 
ihres Amtes verpflichtet. Sie haften unbeschadet der Bestimmungen des 

BKUVG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

(2) Die Enthebung des Obmannes; der Vorsitzenden der Kontrollversammlung 
und der Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter steht der Aufsichtsbe­
hörde, die der sonstigen Mitglieder (Stellvertreter) der Kontrollversammlung dem 
Vorsitzenden dieser Versammlung, die der sonstigen Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter (Stellvertreter) auf 
begründeten Antrag der zur Entsendung berufene Stelle ihres Amtes entheben. 

(4 ) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) nach 
Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben und 
gleichzeitig die entsendeberechtigte Stelle (§ 133) zu verständigen. Dem vom 
Obmann oder vom Vorsitzenden der K,ontrollversammlung Enthobenen steht das 
Recht der Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des 
Beschlusses über die Enthebung bei der Aufsichtsbehörde einzubringen. Diese 
entscheidet endgültig. 

(5) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers gleichzeitig auch Mitglied eines 
anderen Verwaltungskörpers bei der Versicherungsanstalt (§ 139 Abs. 2), so 
erstrec.kt sich die Enthebung auch auf das Amt in anderen Verwaltungskörpern. 

(6 ) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in KenI).tnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(7) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) von seinem Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) wirkt nicht zurück. 

Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter 

§ 136. Die Mitglieder der Verwaltungs körper haben bei der Ausübung ihres 
Amtes die Gesetze der Republik Österreich, die Satzung der Versicherungsanstalt 
und die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 
Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung 
ihres Amtes· verpflichtet. Sie haften unbeschadet der Bestimmungen des 
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BKUVG - Gel te n de F as s un g 

Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, in der jeweils geltenden Fassung, für 
jeden Schaden, der der Versicherungsanstalt aus der Vernachlässigung ihrer 
Pflichten erwächst. Die Versicherungsanstalt kann auf Ansprüche aus der 
Haftung nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. Macht die 
Versicherungsanstalt trotz mangelnder Genehmigung die Haftung nicht geltend, 
so kann die Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf Kosten der 
Versicherungsanstalt geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 137. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt jeweils fünf Jahre. Nach 
Ablauf der Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
weiterzuführen, bis der neUe Verwaltungskörper zusammentritt. Die Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Verwaltungs körper zählt auf die 
fünf jährige Amtsdauer des neuen Verwaltungs körpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 138. Es bestehen: 

1. der Hauptvorstand und die Landesvorstände zu drei Vierteln aus Vertretern 
der Dienstnehmer und zu einem Viertel aus Vertretern der Dienstgeber; . 

2. der Überwachungsausschuß zu einem Viertel aus Vertretern der 
Dienstnehmer und zu drei Vierteln aus Vertretern der Dienstgeber ; 

3. der Renten- und Rehabilitationsausschuß aus je einem Vertreter der 
Dienstnehmer und der Dienstgeber, die weder dem Hauptvorstand noch 
den Landesvorständen angehören dürfen, und einem vom Obmann für alle 
oder für jeweils im vorhinein festgelegte Angelegenheiten des Ausschusses 
bestimmten Bediensteten der Anstalt. 
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Amtshaftungsgesetzes, BGBI. Nr. 20/1949, in der jeweils geltenden Fassung für 
jeden Schaden, der der Versicherungsanstalt aus der Vernachlässigung ihrer 
Pflichten erwächst. Die Versicherungsanstalt kann auf Ansprüche aus der 
Haftung nur mit Genehmigung dei: Aufsichtsbehörde verzichten. Macht die 
Versicherungsanstalt trotz mangelnder Genehmigung die Haftung nicht geltend, 
so kann die Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf Kosten der 
Versicherungsanstalt geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 137. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt jeweils fünf Jahre. Nach 
Ablauf der Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
weiterzuführen, bis der neue Verwaltungskörper zusammentritt. Öie Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Verwaltungskörper zählt auf die 
fünfiährige Amtsdauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 138. (1) Die Generalversammlung, der Vorstand und die Landesstellenaus­
schüsse bestehen zu drei Vierteln aus Vertretern der Dienstnehmer und zu einem 
Viertel aus N ertretern der Dienstgeber. 

(2) Die Kontrollversammlung besteht zu einem Viertel aus Vertretern der 
Dienstnehmer und zu drei Vierteln aus Vertretern der Dienstgeber. 
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BKUVG - Gel t end e F ass u n g 

Hauptvorstand 

§ 139. Die Zahl der Versicherungsvertreter im Hauptvorstand beträgt 40. 

ÜberwachungsausschUß 

§ 140. Die Zahl der Versicherungsvertreter im Überwachungsausschuß 
beträgt 16. 

Landesvorstände 

§ 141. (1) Die Zahl der Mitglieder der Landesvorstände beträgt bei einer 
Landesgeschäftsstelle mit einem durchschnittlichen Versicherten stand bis zu 
50 000 zwölf, von mehr als 50 000 bis zu 100 000 sechzehn und von mehr als 
100000 vierundzwanzig. 

(2) Die Vorsitzenden der Landesvorstände sind gleichzeitig Mitglieder des 
Hauptvorstandes. Sie zählen auf die Gruppe der Dienstnehmer oder Dienstgeber, 
je nachdem, welcher dieser beiden Gruppen sie im Landesvorstand angehören. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpem 

§ 142. (1) Den Vorsitz im Hauptvorstand hat der vom Hauptvorstand auf 
dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. 

BKUVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

Generalversammlung 

§ 139. (1) Die Zahl der Versicherungsvertreter in der Generalversammlung 
beträgt 60. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes und der Landesstellenausschüsse gehören 
gleichzeitig der Generalversammlung an. Ihre Zahl ist auf die Zahl der 
Versicherungsvertreter in der Generalversammlung in der Gruppe anzurechnen, 
der sie im Vorstand und in den Landesstellenausschüsseh angehören. 

Vorstand 

§ 139 a. Die Zahl der Versicherungsvertreter im Vorstand beträgt 16. 

KontroUversammlung 

§ 140. Die Zahl der Versicherungsvertreter in der Kontrollversammlung 
beträgt 12. 

LandessteUenausschüsse 

§ 141. Die Zahl der Versicherungsvertreter beträgt 
1. im Landesstellenausschuß für Wien, Niederösterreich und Burgenland 8, 
2. in den übrigen Landesstellenausschüssen je 4. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpem 

§ 142. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der Generalversammlung hat der 
vom Vorstand auf dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. Der Obmann 
ist aus der Mitte des Vorstandes zu wählen. Er muß der Gruppe der Dienstnehmer 
angehören. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit sowohl aller Versicherungs­
vertreter im Vorstand als auch der Gruppe der Dienstnehmer erforderlich; bei 
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BKUVG - Geltende Fassung 

(2) Gleichzeitig mit dem Obmann sind dre'i Stellvertreter zu wählen, und zwar 
in getrennten Wahlgängen der Gruppe der Dienstnehmer und der Dienstgeber. 
Gehört der Obmann einer der beiden Gruppen an, ist der erste Obmannstellver­
treter der anderen Gruppe zu entnehmen. Gehört der Obmann der Gruppe der 
Dienstgeber an, sind die drei Stellvertreter jedenfalls der Gruppe der 
Dienstnehmer zu entnehmen. Jede der beiden Gruppen kann auf die ihr 

. zustehende Stelle zugunsten der anderen Gruppe verzichten. 

(3) Den Vorsitzenden des Überwachungsausschusses hat der Ausschuß aus 
seiner Mitte zu wählen. Gleichzeitig ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden zu 
wählen. Abs. 2 vorletzter und letzter Satz sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Landesvorstände haben aus ihrer Mitte die Vorsitzenden zu wählen. 
Gleichzeitig sind zwei Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. Abs. 2 
vorletzter und letzter Satz sind entsprechend anzuwenden. 

(5) Die gewählten Vorsitzenden von Verwaltungs körpern und ihre 
Stellvertreter sind ab dem Zeitpunkt, für den sie gewählt wurden, zur Ausübung 
ihrer Funktionen berechtigt, sobald sie die Annahme ihrer Wahl dem zur Wahl 
berufenen Verwaltungs körper ausdrücklich erklärt haben. 

(6) Scheidet der Vorsitzende (Stellvertreter des Vorsitzenden) eines 
Verwaltungskörpers infolge einer Enthebung von seinem Amt als Versicherungs" 
vertreter (§ 135) aus und tritt nachträglich die Entscheidung über diese 
Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen 
Wirkungen einer bereits erfolgten Wahl seines Nachfolgers und es ist neuerlich 
eine entsprechende Wahl durchzuführen. 

(7) Den Vorsitz im Renten- und Rehabilitationsausschuß haben abwechselnd 
der Vertreter der Dienstgeber und der Dienstnehmer zu führen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 143. Der Obmann der Versicherungsanstalt, die Vorsitzenden des 
. Überwachungsausschusses sowie der Landesvorstände und deren Stellvertreter 

BKUVG - Vorgeschlagene Fassung 

Stimmengleichheit in der Gruppe der Dienstnehmer entscheidet die einfache 
Mehrheit aller Versicherungsvertreter im Vorstand. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind für diesen aus der Mitte des 
Vorstandes· drei Stellvertreter zu wählen, und zwar in getrennten Wahlgängen 
der Versicherungsvertreter aus der Gruppe der Dienstnehmer und der 
Versicherungsvertreter aus der Gruppe der Dienstgeber. Hiebei ist der erste 
Obmann-Stellvertreter der Gruppe der Dienstgeber zu entnehmt;n und der zweite 
und dritte Obmann-Stellvertreter der Gruppe der Dienstnehmer . 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung hat die Versammlung aus 
ihrer Mitte zu wählen. Im Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden 
zu wählen. Er ist jener Gruppe zu entnehmen, welcher der Vorsitzende nicht 
angehört. . 

(4) Den Vorsitzenden des Landesstellenausschusses hat dieser aus seiner Mitte 
zu wählen. Im Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. 
Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden. 

(5) Der gewählte Obmann und die sonstigen Vorsitzenden von Verwaltungs­
körpern sowie ihre Stellvertreter sind, wenn sie die Annahme der Wahl dem zur 
Wahl berufenen Verwaltungs körper ausdrücklich erklärt haben, sofort oder ab 
einem anläßlich der Wahl vom Verwaltungskörper festgelegten Zeitpunkt zur 
Ausübung ihrer Funktion berechtigt. 

(6) Scheidet ein Vorsitzender (Stellvertreter) eines Verwaltungskörpers infolge -
einer Enthebung von seinem Amt als Versicherungsvertreter (§ 135) aus und tritt 
nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen 
mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer bereits erfolgten 
Wahl seines Nachfolgers und es ist neuerlich eine entsprechende Wahl 
durchzuführen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 143. Der Obmann der Versicherungsanstalt und die sonstigen Vorsitzenden 
der Verwaltungskörper sowie ihre Stellvertreter sind von der Aufsichtsbehörde, 
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BKUVG - Gel t end e F ass u n g 

sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen Versicherungsvertreter vom Obmann 
bzw. vom vorläufigen Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre 
Pflichten gemäß § 136 hinzuweisen. 

ABSCHNITT II 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben des Hauptvorstandes und seiner Ausschüsse 

§ 144. (1) Dem Hauptvorstand obliegt die Geschäftsführung der Versiche­
rungsanstalt öffentlich Bediensteter, soweit diese nicht nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes oder der Satzung anderen Verwaltungskörpern (ständigen 
Ausschüssen) zugewiesen ist. Ihm ist jedenfalls vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag (Haushaltsplan); 
2. die Beschlußfassung über den aus dem Rechnungsabschluß und den 

Statistischen Nachweisungen bestehenden Jahresbericht und über die 
Entlastung der ständigen Ausschüsse gemäß § 158; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen an den Unterstützungs­
fonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren Änderung; 
5. die Entscheidung über die Verfolgung von Ansprüchen, die ,der 

Versicherungsanstalt gegen Mitglieder der Verwaltungskörper aus deren 
Amtsführung erwachsen, und die Bestellung der zur Verfolgung dieser 
Ansprüche Beauftragten. 

(2) Über die in Abs. 1 Z 2 .und 4 genannten Gegenstände kann nur mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige Verfügung treffen, wenn 
innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß des 
Hauptvorstandes über die Satzung und deren Änderung nicht zustande kommt. 
Die vorläufige Verfügung der Aufsichtsbehördetritt außer Kraft, sobald ein 
gesetzmäßiger gültiger Beschluß des Hauptvorstandes über die Satzung 
beziehungsweise deren Änderung gefaßt und der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis 
gebracht worden ist. 

-. 
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die übrigen Versicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom vorläufigen 
Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre Pflichten gemäß § 136 
hinzuweisen. 

ABSCHNITT II 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der Generalversammlung 

§ 144. (1) Die Generalversammlung der Versicherungsanstalt hat jährlich 
mindestens einmal zusammenzutreten. Sie ist vom Vorstand einzuberufen. Ihr ist 
vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag (Haushaltsplan); 
2. die Beschlußfassung über den aus dem Rechnungsabschluß und den 

Statistischen Nachweisungen bestehenden Jahresbericht des Vorstandes und 
über dessen Entlastung; , 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen an den Unterstützungs­
fonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren Änderung; 
5. die Entscheidung über die Verfolgung von Ansprüchen, die die 

Versicherungsanstalt gegen Mitglieder der Verwaltungskörper aus deren 
Amtsführung erwachsen, und die Bestellung der zur Verfolgung dieser 
Ansprüche Beauftragten; 

6. die Beschlußfassung über die Zahl der Mitglieder des Beirates und deren' 
Bestellung. 

(2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten Gegenstände kann nur mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige Verfügung treffen, wenn 
innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung und deren Änderung nicht zustande 
kommt; Die vorläufige Verfilgung der Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, sobald 
ein gesetzmäßiger gültiger Beschluß der Generalversammlung über die Satzung 
bzw. deren Änderung gefaßt und der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht 
worden ist. Bei Ablehnung der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu 
entscheiden. 
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BKUVG - Geltende Fassung 

(3) Der Hauptvorstand kann unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit 
und der Bestimmung des Abs. 4 einzelne sei'iler Obliegenheiten engeren 
Ausschüssen oder dem Obmann (Obmannstellvertreter) übertragen. 

(4) Der Hauptvorstand und die Landesvorstände haben die Versicherungsan­
stalt im Rahmen ihrer Geschäftsführungsbefugnisse gerichtlich und außergericht­
lich zu vertreten; insoweit haben sie die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. 

(5) Die Satzung hat zu bestimmen, inwieweit die Vorsitzenden und andere 
Versicherungsvertreter in den geschäftsführenden Verwaltungskörpern die 
Versicherungsanstalt vertreten können. 

(6) Zum Nachweis der Vertretungsbefugnis genügt eine Bescheinigung der 
Aufsichtsbehörde. 

Aufgaben des Überwachungsausschusses 

§ 145. (1) Der Überwachungsausschuß ist berufen, die gesamte Gebarung der 
Versicherungsanstalt ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die 
Buch- und Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, über seine 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die entsprechenden Anträge zu stellen. 

(2) Der Hauptvorstand und der leitende Angestellte der Versicherungsanstalt 
sind verpflichtet, dem Überwachungsausschuß alle Aufklärungen zu geben und 
alle Belege und Behelfe vorzulegen, die er zur Ausübung seiner Tätigkeit 
benötigt. Dem Überwachungsausschuß ist vor der Beschlußfassung über den 
Jahresvoranschlag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Der Überwachungsausschuß ist berechtigt, an den Sitzungen des 
Hauptvorstandes durch vier Vertreter mit beratender Stimme teilzunehmen. Er ist 
deshalb von jeder Sitzung des Hauptvorstandes ebenso in Kenntnis zu setzen wie 
die Mitglieder des Hauptvorstandes; in gleicher Weise ist er auch mit den den 
Mitgliedern des Hauptvorstandes etwa zur Verfügung gestellten Behelfen 
(Tagesordnung, Ausweisen, Berichten und anderen Behelfen) zu beteiten. Das 
g-.leiche Recht steht dem Hauptvorstand hinsichtlich der Sitzungen des 
Uberwachimgsausschusses zu. 

BKUVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung der Versicherungsanstalt 

§ 145. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung, soweit diese nicht 
durch das Gesetz der Generalversammlung oder einem Landesstellenausschuß 
zugewiesen ist, sowie die Vertretung der Versicherungsanstalt. Er kann 
unbeschadet seiner eigenen Verantw-ortlichkeit Ausschüsse aus Mitgliedern der 
Generalversammlung einsetzen und diesen sowie einem Landesstellenausschuß 
einzelne seiner Obliegenheiten übertragen; darüber hinaus kann er einzelne 
seiner Obliegenheiten dem Obmann bzw. dem Vorsitzenden eines Landesstellen­
ausschusses und die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro 
der Versicherungsanstalt übertragen. 

(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung der 
Versicherungsanstalt übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbe­
fugnis eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Der Vorstand ist berechtigt, an den Sitzungen der Kontrollversammlung 
durch drei Vertreter mit beratender Stimme teilzunehmen. Er ist deshalb von 
jeder Sitzung der Kontrollversammlung ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren 
Mitglieder;' in gleicher Weise ist er auch mit den den Mitgliedern der 
Kontrollversammlung etwa zur Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, 
Ausweisen, Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. 
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BKUVG - Geltende Fassung 

(4) Auf Begehren des Hauptvorstandes hat der Überwachungsausschuß seine 
Anträge samt deren Begründung dem Hauptvorstand auch schriftlich ausgefertigt 
zu übergeben. Der Überwachungsausschuß ist berechtigt, seine Ausführungen 
binnen drei Tagen nach der durch den Hauptvorstand erfolgten Beschlußfassung 
zu ergänzen. Handelt es sich um Beschlüsse des Hauptvorstandes; die zu ihrem 
Vollzug der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, so hat er dem 
Ansuchen um Erteilung dieser Genehmigung die Ausführungen des Überwa­
chungsausschusses beizuschließen. 

(5) Der Überwachungsausschuß kann mit Zweidrittelmehrheit die Einberufung 
eines außerordentlichen Hauptvorstandes beschließen. Der Obmann ist 
verpflichtet, einen solchen Beschluß des Überwachungsausschusses ohne Verzug 
zu vollziehen. 

(6) Beschließt der Hauptvorstand ungeachtet eines Antrages des Überwa­
chungsausschusses auf Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
Hauptvorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat der Überwachungsaus­
schuß hievon die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen. Diese kann in einem 
solchen Falle auf Antrag des Überwachungsausschusses dessen Vorsitzenden 
beauftragen, die Verfolgung namens der Versicherungsanstalt einzuleiten. 

Gemeinsame Aufgaben des Hauptvorstandes und des Überwachungsausschusses ; 
Aufgaben des erweiterten Hauptvorstandes 

§ 146. (1) In nachstehenden Angelegenheiten hat der Hauptvorstand im 
Einvernehmen mit dem Überwachungsausschuß vorzugehen: 

1. bei der dauernden Veranlagung von Vermögens beständen, insbesondere bei 
der Erwerbung, Belastung oder Veräußerungvon Liegenschaften; 

2. bei der Errichtung von Gebäuden, die Zwecken der Verwaltung, der 
Krankenbehandlung, der AnstaltspfIege, der Vorsorge(Gesunden)untersu­
chungen, der Unfallheilbehandlung, der erweiterten Heilbehandlung, der 
Rehabilitation oder der Krankheitsverhütung dienen sollen, sowie bei der 
Schaffung vön derartigen Zwecken dienenden Einrichtungen in eigenen 
oder fremden: Gebäuden. Das gleiche gilt auch für die Erweiterung von 
Gebäuden oder Einrichtungen, soweit es sich nicht nur um die Erhaltungs­
oder Instandsetzungsarbeiten oder um die Erneuerung des Inventars 
handelt; 

BKUVG - Vorgeschlagene Fassung 

Aufgaben der LandessteUenausschüsse 

§ 146. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die Geschäftsführung Ln 

folgenden Angelegenheiten: 
1. Feststellung aller Leistungen, soweit dies nicht in den Aufgabenbereich 

anderer Verwaltungskörper fällt; 
2. Standesführung und Kontrolle der Rentenempfänger, die in den 

Bundesländern beziehungsweise dem Bundesland wohnen, für die (das) der 
LandessteIlenausschuß besteht; . 
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BKLNG - Gel t end e Fa s s u n g 

3. bei der Bestellung, Kündigung und Entlassung des leitenden Angestellten 
und des leitenden Arztes sowie deren ständigen Stellvertreter; 

4. bei der Regelung der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen 
Verhältnisse der Bediensteten und bei der Systemisierung von Dienststellen; 

5. beim Abschluß von Verträgen mit den Ärzten, Dentisten, Hebammen, 
Apothekern, Krankenanstalten und sonstigen Vertragspartnern, wenn diese 
Verträge eine wesentliche dauernde Belastung der Versicherungsanstalt 
herbeiführen. 

(2) Kommt ein Einvernehmen in den in Abs. 1 bezeichneten Angelegenheiten 
nicht zustande, so ist hierüber in gemeinsamer Sitzung des Hauptvorstandes und 
des Überwachungsausschusses, bei der der Obmann den Vorsitz führt 
(erweiterter Hauptvorstand), Beschluß zu fassen. Für die Gültigkeit eines solchen 
Beschlusses ist die Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
erforderlich. 

(3) Kommt ein gültiger Beschluß des erweiterten Hauptvorstandes nach Abs. 2 
nicht zustande, so hat der Obmann der Versicherungsa!J.stalt den Sachverhalt 
unter Anschluß der erforderlichen Unterlagen dem Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger mitzuteilen. Der Hauptverband hat 
das Einvernehmen mit der Versicherungsanstalt herzustellen, um eine gültige 
Beschlußfassung im Bereic~ der Versicherungsanstalt herbeizuführen. Kommt 
eine solche auch auf diese Weise nicht zustande, so kann der Obmann, wenn 
wichtige Interessen der Versicherungsanstalt gefährdet erscheinen, die 
Angelegenheit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales zur Entscheidung 
vorlegen. 

(4) Ein vorn Bundesminister für Arbeit und Soziales genehmigter Beschluß des 
Hauptvorstandes ist zu vollziehen, auch wenn der Überwachungsausschuß nicht 
zugestinimt hat oder wenn ein gültiger Beschluß des erweiterten Hauptvorstandes 

. nicht zustande gekommen ist. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann in den in Abs. 1 Z 3 bis 5 
bezeichneten Angelegenheiten eine vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb 
einer von ihm festgesetzten Frist gültige einvernehmliche Beschlüsse des 
Hauptvorstandes und des Überwachungsausschusses oder ein gültiger Beschluß 
des erweiterten Hauptvorstanaes nicht zustande kommen. § 144 Abs. 2 letzter 
Satz ist entsprechend anzuwenden. 

BKLNG - Vorgeschlagene Fassung 

3. Mitwirkung bei der Durchführung der Personal angelegenheiten der 
Bediensteten der Landesstelle. 

(2) Die den Landesvorständen nach den am 31. Dezember 1993 in Geltung 
stehenden Satzungsbestimmungen übertragenen Aufgaben gelten ab 1. Jän­
ner 1994 als .durch den Vorstand gemäß § 145 Abs. 1 an die ~andesstellenaus­
schüsse übertragene Obliegenheiten. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit eines Landesstellenausschusses richtet sich bei 
Versicherten nach deren Wohnort. Ist kein Wohnort im Inland vorhanden, ist der 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland bestehende Landesstellenausschuß 
zuständig. 

(4) Der Landesstellenausschuß kann unbeschadet seiner eigenen Verantwort­
lichkeit einzelne seiner Obliegenheiten dem Vorsitzenden und die Besorgung 
bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro der Landesstelle übertragen. 

(5) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer Geschäftsführung an die 
Weisungen des Vorstandes gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der 
genannten Ausschüsse aufheben oder abändern. 
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BKUVG.- Geltende Fassung 

Aufgaben der Landesvorstände 

§ 147. (1) Den Landesvorständen obliegt die Geschäftsführung in folgenden 
Angelegenheiten; 

1. Feststellung aller Leistungen, soweit dies nicht in den 'Aufgabenbereich 
anderer Verwaltungskörper fällt; 

2. Standesführung und Kontrolle der Rentenempfänger, die in den 
Bundesländern beziehungsweise dem Bundesland wohnen, für die (das) der 
Landesvorstand besteht; 

3. Mitwirkung bei der Durchführung der Personalangelegenheiten der 
Bediensteten der Landesgeschäftsstelle. Die Satzung kann dem Landesvor­
stand auch andere Aufgaben zuweisen, sofern dies im Interesse der 
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnisgelegen und 
die Besorgung solcher Aufgaben durch den Landesvorstand wegen des 
örtlichen Naheverhältnisses zu den Versicherten beziehungsweise Lei­
stungsempfängern zweckmäßig ist. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit eines Landesvorstandes richtet sich bei 
Versicherten nach deren Wohnort. Ist kein Wohnort im Inland vorhanden, ist der 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland bestehende Landesvorstand 
zuständig. 

(3) Der Landesvorstand kann unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit 
und der Bestimmung des Abs. 4 einzelne seiner Obliegenheiten engeren 
Ausschüssen oder dem Vorsitzenden (Vorsitzendenstellvertreter) übertragen. 

(4) Die Landesvorstände sind bei ihrer Geschäftsführung an die Weisungen des 
Hauptvorstandes gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der genannten 
Vorstände aufheben oder abändern. 

BKUVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

Aufgaben der KontrollversammIung 

§ 147. (1) Die Kontrollversammlung ist berufen, die gesamte Gebarung der 
Versicherungsanstalt ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die 
Buch- und Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, über ihre 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die entsprechenden Anträge zu stellen. 
Insbesondere hat sie den Antrag auf Genehmigung des Rechnungsabschlusses 
und Entlastung des Vorstandes in der Generalversammlung zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte der Versicherungsanstalt sind 
verpflichtet, der Kontrollversammlung alle Aufklärungen zu geben und alle 
Belege und Behelfe vorzulegen, die sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit benötigt. 
Der Kontrollversammlung ist vor der Beschlußfassung über den Jahresvoran­
schlag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an den Sitzungen der 
Generalversammlung und des Vorstandes durch je drei Vertreter mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Sie ist deshalb von jeder Sitzung der Generalversammlung 
oder des Vorstandes ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren Mitglieder; in 
gleicherWeise ist sie auch mit den den Mitgliedern der Generalversammlung und 
des Vorstandes etwa zur Verfügung gestellten 'Behelfen (Tagesordnung, 
Ausweisen, Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat die Kontrollversammlung ihre Anträge 
samt deren Begründung dem Vorstand auch schriftlich ausgefertigt zu übergeben. 
Die Kontrollversammlung ist berechtigt, ihre Ausführungen binnen drei Tagen 
nach der durch den Vorstand erfolgten Beschlußfassung zu ergänzen. Handelt es 
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BKUVG - Gel te nde F as su ng 

(5) Das Nähere über die Beschlußfassung der Landesvorstände sowie über die 
Ausfertigung ihrer Beschlüsse hat die Satzung zu bestimmen. 

BKUVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

sich um Beschlüsse des Vorstandes, die zu ihrem Vollzug der-Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde bedürfen, so hat er dem Ansuchen um Erteilung dieser 
Genehmigung die Ausführungen der Kontrollversammlung beizuschließen. 

(5) Die Kontrollversammlung kann mit Zweidrittelmehrheit die Einberufung 
einer außerordentlichen Generalversammlung beschließen. Der Obmann ist 
verpflichtet, einen solchen Beschluß der Kontrollversammlung ohne Verzug zu 
vollziehen. 

(6) Beschließt die Generalversammlung ungeachtet eines Antrages der 
Kontrollversammlung auf Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat die Kontrollversammlung 
hievon die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen. Diese kann in einem solchen 
Falle auf Antrag der Kontrollversammlung deren Vorsitzenden be'auftragen, die 
Verfolgung namens der Versicherungsanstalt einzuleiten. 

Zustimmung der Kontrollversammlung 

§ 147 a. (1) In folgenden Angelegenheiten bedürfen Beschlüsse des Vorstandes 
zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung qer Kontrollversammlung: 

1. die dauernde Veranlagung von Vermögensbeständen, soweit sie nicht unter 
Z 2 fallen; 

2. die Beschlußfassung über Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung von 
Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von 
Gebäuden; das gleiche gilt bei der Schaffung von Einrichtungen, die 
Zwecken der Verwaltung, der Krankenbehandlung, der Zahnbehandlung, 
der Anstaltspflege, der Jugendlichen- und Vorsotge(Gesunden)untersu­
chungen, der Unfallheilbehandlung, der erweiterten Heilbehandlung, der 
Rehabilitation, der Krankheitsverhütung oder der Gesundheitsvorsorge 
dienen sollen, in eigenen oder fremden Gebäuden, sowie für Umbauten von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes 
verbunden ist; Erhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten oder die 
Erneuerung des Inventars bedürfen nicht der Zustimmung der Kontrollver­
sammlung, sofern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem ursächlichen 
Zusammenhang stehen; . 

3. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an fremden Einrichtungen gemäß 
§ 9 Abs. 3; 
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BKUVG - Geltende Fassung 

Aufgaben des Renten-. und Rehabilitationsausschusses 

§ 148 . .(1) Dem Renten- und Rehabilitationsausschuß obliegt die Feststellung 
der Leistungen der Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz, jedoch bleibt 
die Bewilligung einer Abfindung der Rente durch Gewährung eines dem Werte 
der abzufindenden Jahresrente entsprechenden Kapitals dem Hauptvorstand 
vorbehalten. 

(2) Die Entscheidung des Renten- und Rehabilitationsausschusses über die 
Gewährung von Maßnahmen der Rehabilitation soll auf der Grundlage eines 
Rehabilitationsplanes erfolgen und hat insbesondere die Art und die Dauer der 
Maßnahmen der Rehabilitation zu bezeichnen, von deren Gewährung die 

BKUVG - Vor g e s chI a gen e F ass u n g 

4. die Beschlußfassung über die Bestellung, Kündigung und Entlassung des 
leitenden Angestellten und des leitenden Arztes sowie deren ständigen 
Stellvertreter; . 

5. die Regelung der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Verhältnisse 
der Bediensteten und die Erstellung von Dienstpostenplänen; 

6. der Abschluß von Verträgen mit den Ärzten, Dentisten, Hebammen, 
Apothekern, Krankenanstalten und sonstigen Vertragspartnern, wenn diese 
Verträge eine wesentliche dauernde Belastung der Versicherungsanstalt 
herbeiführen; 

7. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 28 Abs. 2 über die Verwendung der 
Mittel des Unterstützungsfonds. 

(2) Stimmt die Kontrollversammlung in den in Abs. 1 bezeichneten 
Angelegenheiten dem Beschluß des Vorstandes nicht zu, so hat eine 
außerordentliche Generalversammlung hierüber zu beschließen und diesen 
Beschluß der Kontrollversammlung zu seiner Wirksamkeit zur Zustimmung 
vorzulegen. Die außerordentliche Generalversammlung ist innerhalb einer 
angemessenen Frist vom Obmann einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem Beschluß der außerordentli­
chen Generalversammlung gemäß Abs. 2 nicht zu, so hat sie den Obmann 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen und die Angelegenheit dem Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zur Entscheidung vorzulegen. Dieser hat diesen Beschluß 
der außerordentlichen Generalversammlung entweder zu bestätigen oder 
aufzuheben. Ein bestätigter Beschluß der außerordentlichen Generalversamm­
lung ist zu vollziehen. 

Sitzungen 

§ 148. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind nichtöffentlich. Der 
leitende Angestellte und seine Stellvertreter sind berechtigt, an den Sitzungen der 
Verwaltungskörper und ihrer Ausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen. 
Der Obmann kann die Teilnahme von Bediensteten der Versicherungsanstalt 
verfügen. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper ist bei Anwesenheit 
eines Vorsitzenden und von mindestens der Hälfte der Versicherungsvertreter 
beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt hiebei auf die erforderliche Mindestzahl 
von anwesenden Versicherungsvertretern. 
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BKUVG - Geltende Fassung 

Erreichung des im § 87 angestrebten Zieles im Entscheidungsfall zu erwarten ist. 
Der Renten- und Rehabilitationsausschuß hat die Durchführung der gewährten 
Maßnahmen der Rehabilitation zu beobachten und falls dies im Entscheidungsfall 
erforderlich ist, mit der zuständigen Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung das 
Einvernehmen herzustellen. 

(3) Der Renten- und Rehabilitationsausschuß kann mit Zustimmung des 
Obmannes der Versicherungsanstalt beschließen, daß genau zu bezeichnende 
Gruppen von Entscheidungsfällen, sofern nicht der Obmann im Einzelfall auf der 
Entscheidung des Renten- und Rehabilitationsausschusses besteht, ohne seine 
Mitwirkung von der Landesgeschäftsstelle entschieden werden. 

(4) Zur Gültigkeit von Beschlüssen des Renten- und Rehabilitationsausschusses 
ist Einstimmigkeit erforderlich. 

(5) Kommt ein einstimmiger Beschluß des Renten- und Rehabilitationsaus­
schusses nicht zustande, so steht die Entscheidung dem Hauptvorstand zu, an den 
der Verhandlungsakt unter Darlegung der abweichenden Meinungen und ihrer 
Gründe abzutreten ist. 

(6) Das Nähere über die Beschlußfassung des Renten- und Rehabilitationsaus­
schusses sowie über die Ausfertigung seiner ,Beschlüsse hat die Satzung zu 
bestimmen. 

Sitzungen 

§ 149. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind nicht öffentlich. 

(2) Der ordnungsgemäß einberufene Verwaltungskörper, ausgenommen 'der 
Renten- und Rehabilitationsausschuß, ist bei Anwesenheit von mindestens der 

BKUVG - Vor g es chi ag e n e Fa s s u n g 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungs körper hat auch der Vorsitzende 
Stimmrecht, bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern dieses 
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt. 

(4) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen eine Rechtsvor­
schrift oder in einer wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweckmäßigkeit 
der Gebarung der Versicherungsanstalt, so hat der Obmann oder der Vorsitzende 
des Verwaltungskörpers ihre Durchführung vorläufig aufzuschieben und unter 
gleichzeitiger Angabe der Gründe für seine Vorgangsweise die Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen der Verwaltungskörper der 
Versicherungsanstalt 

§ 149. (1) An den Sitzungen der Generalversammlung, des Vorstandes und der 
Landesstellenausschüsse und, insoweit Angelegenheiten zur Erörterung stehen, 
die Belange der Bediensteten berühren, auch an den Sitzungen der Ausschüsse 
(§ 145 Abs.l) ist die Betriebsvertretung der Versicherungsanstalt mit zwei 
Vertretern mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt. 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 2211974, in Betracht 
kommende Organ der Betriebsvertretung hat dem Obmann der Versicherungs an-
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BKUVG - Geltende Fassung 

Hälfte der Versicherungsvertreter, wobei sich unter diesen ein Vorsitzender 
befinden muß, beschlußfähig; die Beschlußfähigkeit des Renten- und 
Rehabilitationsausschusses ist nur bei Anwesenheit aller Mitglieder gegeben. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch der Vorsitzende 
Stimmrecht; bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern 
die~es Bundesgesetz nichts anderes bestimmt. 

(4 ) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen Gesetz oder 
Satzung, so hat der Vorsitzende deren Durchführung vorläufig aufzuschieben 
und die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 

§ 149 a. (1) An den Sitzungen des Hauptvorstandes, der Landesvorstände und, 
soweit Angelegenheiten zur Erörterung stehen, die Belange der Bediensteten 
berühren, auch an den Sitzungen der ständigen Ausschüsse (§ 158), ist die 
Betriebsvertretung der Versicheiungsanstalt mit zwei Vertretern mit beratender 
Stimme teilnahmeberechtigt. 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 2211974, in Betracht 
kommende Organ der Betriebsvertretung hat dem Obmann der Versicherungsan­
stalt die für die Teilnahme an den Sitzungen der Verwaltungskörper 
vorgesehenen Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
Sitzung des Verwaltungskörpers ebenso in Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder 
dieses Verwaltungskörpers; es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung 
gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. 

BKUVG - Vor g e s chI a g en e F ass u n g 

stalt die für die Teilnahme an den Sitzungen der Verwaltungskörper 
vorgesehenen Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
Sitzung des Verwaltungs körpers ebenso in Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder 
dieses Verwaltungskörpers ; es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung 
gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. 

ABSCHNITT II a 

Beirat 

Aufgaben des Beirates 

§ 149 a. (1) Die Versicherungsanstalt hat Zur Wahrnehmung sozialversiche­
rungsrechtlicher Anliegen der Versicherten und der Leistungsbezieher (§ 149 b) 
an ihrem Sitz einen Beirat zu errichten. 

(2) Der Beirat hat jährlich mindestens einmal zusammenzutreten. Er ist vom 
Vorsitzenden des Beirates einzuberufen. 

(3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die Aufgaben der 
Versicherungsanstalt in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung seine Anhörung 
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BKUVG - Geltende Fassung BKUVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

verlangen. Darüber kann nur mit der absoluten Mehrheit der Stimmen aller 
Mitglieder des Beirates Beschluß gefaßt werden. Der Obmann oder ein von ihm 
bestimmter Versicherungsvertreter und der leitende Angestellte oder ein von ihm 
bestimmter Bediensteter haben an den Sitzungen des Beirates mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 

(4) Das Nähere über die Sitzungen und die Beschlußfassung hat die vom Beirat 
zu beschließende Geschäftsordnun.s zu bestimmen. Für die Beschlußfassung der 
Geschäftsordnung und jede ihrer Anderungen gilt Abs. 3 zweiter Satz. 

Mitglieder des Beirates 

§ 149 b. (1) Der bei der Versicherungsanstalt errichtete Beirat besteht aus 
Vertretern von 

1. Beziehern eines Ruhe(Versorgungs)genusses bzw. einer Pension oder einer 
Rente, sofern sie auf Dauer aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, 

2. nach diesem BundesgesetZ pflichtversicherten Dienstnehmern, 
3. Beziehern einer Lei~tung nach dem Bundespflegegeldgesetz oder nach einer 

gleichartigen landesgesetzlichen Vorschrift, sofern sie die Voraussetzungen 
bezüglich der Altersgrenze für einen Ruhegenuß bzw. eine Leistung aus 
einem der Versicherungsfälle des Alters nicht erfüllen. 

(2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt ihrer Bestellung das 
19. Lebensjahr vollendet und ihren Wohn- oder Beschäftigungs(Dienst)ort im 
Bundesgebiet haben und zu diesem Zeitpunkt der Versicherungsanstalt als 
Leistungsberechtigte oder als pflichtversicherte Dienstnehmer angehören. 
Beü:atsmitglieder können auch Vorstandsmitglieder oder Bedienstete von gemäß 
§ 149 d Abs, 2 vorschlagsberechtigten Vereinen und deren Verbänden sein. 

(3 ) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger sind von der 
Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlossen. 

(4) § 132 Abs.5 Z 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß Reise- und 
Aufenthaltskosten 

1. höchstens viermal im Kalenderjahr, beschränkt auf die Teilnahme an 
Sitzungen des Beirates gemäß § 149 a Abs. 2, 

2. für die Teilnahme an Sitzungen der Generalversammlung und des 
Vorstandes (§ 158) 

gebühren. 
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Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 149 c. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt es, 
1. zum Zwecke der Information und Vertretung im kranken- und 

unfallversicherungsrechtlichen Bereich Verbindung zu möglichst vielen 
Mitgliedern jenes Personenkreises aufzunehmen, als dessen Vertreter sie 
bestellt worden sind, und 

2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und dabei unter Bedachtnahme 
auf die Aufgaben der Versicherungsanstalt die kranken- und unfallversiche­
rungsrechtlichen Interessen des von ihnen zu vertretenden Personenkreises 
durch die Anregung von und die Teilnahme an darauf abzielenden 
Erörterungen sowie die Einbringung entsprechender Anträge an den Beirat 
wahrzunehmen. 

(2) § 136 erster und zweiter Satz ist anzuwenden. 

Bestellung der Beiratsmitglieder 

§ 149 d. (1) Die Mitglieder des bei der Versicherungsanstalt errichteten 
Beirates werden über Vorschlag eines gemäß Abs. 2 in Betracht kommenden 
Vereins von der Generalversammlung der Versicherungsanstalt für die 
Amtsdauer der Verwaltungskörper . (§ 137) bestellt. Für jedes Mitglied des 
Beirates ist gleichzeitig mit dessen Bestellung auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu 
bestellen. Bei der Bestellung der Beiratsmitglieder ist für jede der im/ Beirat 
vertretenen Gruppen im Verhältnis der Zahl der den Vereinen angehörenden 
Mitgliedern nach dem System d'Hondt vorzugehen und nach Möglichkeit auf 
regionale, betriebliche oder wirtschaftliche Interessen der Gruppen Bedacht zu 
nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht Vereinen zu, die sich bei der Versicherungsan­
stalt angemeldet haben und der Generalversammlung glaubhaft machen, daß sie 
durch die Zahl ihrer Mitglieder und durch die Qualität ihrer Vereinstätigkeit die 
Interessen des von ihnen vertretenen Personenkreises wirksam vertreten können. 
Sofern sie diese Voraussetzungen erfüllen, stehen Vorschlagsrechte insbesondere 
folgenden Vereinen zu; 

1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensions(Renten)beziehern jenen Vereinen, 
zu deren Vereinszwecken die Wahrnehmung oder Förderung der Interessen 
von Pensions(Renten)beziehern gehört, 

..., 
0' 

-..., 
'I 
0' 

P-
~ 
t::I:I 
!!!. 
~ 

0> 
::I 

1376 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
36 von 42

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



BKUVG - Geltende Fassung BKUVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

2. hinsichtlich der Vertreter von bei der Versicherungsanstalt pflichtversicher­
ten Dienstnehmern jenen Vereinen, zu deren Vereinszwecken die 
Wahrnehmung oder Förderung der Interessen auch solcher Dienstnehmer 
gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 149 b Abs. 1 Z 3 genannten 
Leistungsbezieher jenen Vereinen, die von ihrer Tätigkeit her dazu geeignet 
erscheinen, die Interessen dieses Personenkreises wahrzunehmen oder 
zumindest wirksam zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind spätestens am Tag vor Beginn einer neuen 
Amtsdauer zugleich mit dem Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2 bei der 
Versicherungsanstalt einzubringen. 

Enthebung von Beiratsmitgliedern (Stellvertretern) 

§ 149 e. (1) Ein Mitglied des Beirates (Stellvertreter) ist von seinem Amt zu 
entheben: 

1. wenn die im § 149 b Abs. 2 genannten Bedingungen nicht mehr zutreffen; 
2. wenn einer der im § 149 b Abs. 3 bezeichneten Ausschließungsgründe nach 

der Bestellung eingetreten ist. 
Überdies findet § 135 Abs. 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

(2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates steht der Generalversamm­
lung, die Enthebung der sonstigen Mitglieder (Stellvertreter) des Beirates dem 
Vorstand zu. 

Zusa~ensetzung des Beirates 

§ 149 f. (1) Die Generalversammlung hat unter Berücksichtigung des 
sachlichen und örtlichen Wirkungskreises der Versicherungsanstalt die Zahl der 
Mitglieder des Beirates festzusetzen; sie muß durch sechs teilbar sein und darf 18 
nicht übersteigen. 

(2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich zusammen zu 
1. zwei Sechsteln aus Vertretern der im § 149 b Abs. 1 Z 1 bezeichneten 

Gruppe, , 
2. drei Sechsteln aus Vertretern der "im § 149 b Abs. 1 Z 2 bezeichneten 

Gruppe, 
3. einem Sechstel aus Vertretern der im § 149 b Abs.1 Z 3 bezeichneten 

Gruppe. 
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Rechnungsabschluß und 'Nachweisungen 

§ 151. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Die Versicherungsanstalt hat die vom Hauptvorstand beschlossene 
Erfolgsrechnung binnen vier Monaten nach der Beschlußfassung in, der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 152. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel der Versicherungsanstalt sind 
zinsbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet der Bestimmung des § 153 nur 
angelegt werden; 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

(3) Im übrigen kann eine von den Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende 
Veranlagungsart nur für jeden einzelnen Fall gesondert vom Bundesminister'für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
gestattet werden. 

BKlNG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

§ 149 g. (1) Den Vorsitz im Beirat hat der vom Beirat aus der Gruppe derim 
§ 149 b Abs. 1 Z 1 und 3 genannten Personen und für dessen Amtsdauer gewählte 
Vorsitzende zu führen. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit sowohl aller 
Beiratsmitglieder als auch jener Gruppe der Beiratsmitglieder, welcher der zu 
Wählende angehört erforderlich. Gleichzeitig ist auf dieselbe Art ein 
Stellvertreter zu wählen. Der Vorsitzende hat unbeschadet des Abs. 2 zu den 
Sitzungen einzuberufen. 

(2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom Obmann einzuberufen. Er hat 
dabei auf die Wahl des Vorsitzenden des Beirates hinzuwirken. Bis zu dessen 
Wahl hat seine Obliegenheiten der Obmann wahrzunehmen. 

(3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffentlich. Der ordnungsgemäß 
, einberufene Beirat ist bei Anwesenheit des Vorsitzenden und von mindestens zwei 
Drittel seiner Mitglieder beschlußfähig. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen 

§ 151. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Die Versicherungsanstalt hat die von der Generalversammlung 
beschlossene Erfolgsrechnung binnen vier Monaten nach der Beschlußfassung in 
der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 152. (1) Die, zur Anlage verfügbaren Mittel der Versicherungsanstalt sind 
zinsbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 153 nur 
angelegt werden; , 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den Vorschriften der Abs. 1 
und 2 abweichende Vermögensanlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
~enehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl 
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Genehmigung der Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 153. Beschlüsse derVerwaltungskörper über Veränderungen im Bestand von 
Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung 
von Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden 
bedürfen - nach Zustimmung des Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 6 lit. ades 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes -' zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für einen Umbau von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes (§ 31 Abs. 6 
lit. a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) verbunden ist. 

Aufsichtsbehörde 

§ 154. (1) unverändert. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete des 
Bundesministeriumsfür Arbeit und Soziales oder des nach dem Sitz des jeweiligen 
Landesvorstandes in Betracht kommenden Amtes der Landesregierung mit der 
Aufsicht über die Versicherungsanstalt betrauen. Der Bundesminister für 
Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper der Versicherungsan­
stalt einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes 
entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht (mit der Wahrung der finanziellen 
Interessen des Bundes) betrauten Bediensteten können Entschädigungen gewährt 
werden, deren Höhe der Bundesminister für Arbeit und Soziales im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen hat. 

BKlNG - Vor g e s chi a gen e Fa s s li n g 

konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen F~ll als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkrnale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmeride Vermö­
gensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerkrnale (zB die 
Art und die sonstigen näheren Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindestertrag) im Beschlußwortlaut 
festzulegen. 

Genehmigung der Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 153. Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand von 
Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung 
von Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden 
bedürfen - nach Zustimmung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger gemäß § 31 Abs. 7 Z 1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes - zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Das 
gleiche gilt für Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des 
Verwendungszweckes verbunden ist. Erhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten, 
sofern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem ursächlichen Zusammenhang 
stehen, fallen nicht unter die Genehmigungspflicht. 

Aufsichtsbehörde 

§ 154. (1) unverändert. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales oder des nach dem Sitz des jeweiligen 
Landesstellenausschusses in Betracht kommenden Amtes der Landesregierung mit 
der Aufsicht über die Versicherungsanstalt betrauen. Der Bundesminister für 
Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungs körper der Versicherungsan­
stalt einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes 
entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertreter) 
sind Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten 
Funktionsgebühr (§ 132 Abs.5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des 
Vorsitzenden) der Kontrollversammlung der Versicherungsanstalt entspricht. Bei 
mehrfacher Aufsichtstätigkeit gebührt nur eine, und zwar die jeweils höhere 
Aufwandsentschädigung. 
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(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
Verwaltungskörpers, die gegen Gesetz oder Satzung oder die darauf beruhenden 
sonstigen Rechtsvorschriften verstoßen, der Vertreter des Bundesministers für 
Finanzen gegen Beschlüsse, die die finanziellen Interessen des Bundes berühren, 
Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. Der Vorsitzende hat die 
Durchführung des Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben wurde, vorläufig 
aufzuschieben und die Entscheidung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertreters des Bundesministers für 
Finanzen die Entscheidung des Bundesministers· für Arbeit und Soziales, die 
dieser im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu treffen hat, 
einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 155. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
die Gebarung der Versicherungsanstalt dahin zu überwachen, daß Gesetz und 
Satzung sowie die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften beachtet 
werden. Er kann seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er 
soll sich in diesem Falle auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben 
und die Selbstverantwortung der Versicherungsanstalt nicht unnötig eingreifen. 
Die Aufsichtsbehörde kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungskörper aufheben. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde ist 
berechtigt, die Versicherungsanstalt amtlichen Untersuchungen zu unterziehen, 
wobei er sich der Mitwirkung geeigneter Sachverständiger bedienen kann. Der 
Bundesminister für Finanzen ist berechtigt, an der amtlichen Untersuchung der 
Versicherungsanstalt durch seine Vertreter mitzuwirken. Der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat eine solche amtliche Untersuchung 
anzuordnen, wenn der Bundesminister für Finanzen dies zur Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes verlangt. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat· 
unbeschadet der Rechte Dritter bei Streit über Rechte und Pflichten der 
Verwaltungskörper und deren Mitglied"er sowie über die Auslegung der 
Satzungen zu entscheiden. 

BKUVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
Verwaltungskörpers, die gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, der Vertreter des 
Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, die die finanziellen Interessen 
des Bundes berühren, Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. Der 
Vorsitzende hat die Durchführung des Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben 
wurde, vorläufig aufzuschieben und die Entscheidung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertreters des 
Bundesministers für Finanzen die Entscheidung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales, die dieser im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 155. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
die Gebarung der Versicherungsanstalt zu überwachen und darauf hinzuwirken, 
daß im Zuge dieser Gebarung nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er 
kann seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er soll sich in 
diesem Falle auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben und die 
Selbstverantwortung der Versicherungsanstalt nicht unnötig eingreifen. Die 
Aufsichtsbehörde kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungs körper aufheben. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde ist 
berechtigt, die Versicherungsanstalt amtlichen Untersuchungen zu unterziehen, 
wobei er sich dabei der Mitwirkung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sowie geeigneter Sachverständiger bedienen kann. Der 
Bundesminister für Finanzen ist berechtigt, an der amtlichen Untersuchung der 
Versicherungsanstalt durch seine Vertreter mitzuwirken. Der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat eine solche amtliche Untersuchung 
anzuordnen, wenn der Bundesminister für Finanzen dies zur Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes verlangt. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
unbeschadet der gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit anderer 
Stellen und unbeschadet der Rechte Dritter bei Streit über Rechte und Pflichten 
der Verwaltungskörper und deren Mitglieder sowie über die Auslegung der 
Satzungen zu entscheiden. 
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Satzung und Krankenordnung 

§ 158. Hinsichtlich der Satzung und Krankenordnung der Versicherungsan­
stalt öffentlich Bediensteter gelten die Bestimmungen des Abschnittes VII des 
Achten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes entsprechend. 

Bedienstete 

§ 159. Hinsichtlich der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen 
Verhältnisse der Bediensteten der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
gelten die Bestimmungen des Abschnittes IX des Achten Teiles des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

1. die Bediensteten der Versicherungsanstalt dienstlich dem Hauptvorstand 
unterstehen; 

2.§ 460 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes auch auf den 
leitenden Angestellten und den leitenden Atzt der Versicherungsanstalt 
sowie auf die leitenden Angestellten und leitenden Ärzte der Landesge­
schäftsstellen anzuwenden ist; 

3. die Angelobungder Bediensteten der Landesgeschäftsstelle vom Obmann 
dem Vorsitzenden des betreffenden Landesvorstandes übertragen werden 
kann. 

BKlNG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 

§ 158. Hinsichtlich der Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter gelten die Bestimmungen des 
Abschnittes VII des Achten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes. 

Bedienstete 

§ 159. Hinsichtlich der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen 
Verhältnisse der Bediensteten der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, 
gelten die Bestimmungen qes Abschnittes IX des Achten Teiles des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe,'" daß § 460 Abs. 4 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes auch auf den leitenden Angestellten und den 
leitenden Atzt der Versicherungsanstalt anzuwenden ist. 

ABSCHNITT X 

Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 159 e. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur 
in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in 
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils' 
geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

§ 176. (1) Es treten in Kraft: 
1. die §§ 28 Abs.2, 70 b Abs. 3, die Abschnitte I und II des Vierten Teiles 

(§§ 130 bis 139, 139 a, 140 bis 147, 147 abis 149), der Abschnitt II ades 
Vierten Teiles (§§ 149 abis 149 g), die §§ 151 Abs. 5, 152 Abs. 1 und), 153, 
154 Abs. 2 und 3,155 Abs. 1,4 und 5,158,159, der Abschnitt X des Vierten 
Teiles (§ 159 e) und § 176 Abs. 2 bis 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. xxx/1993; 

2. rückwirkend mit 1. Juli 1993 die §§ 19 Abs. 1 Z 4 und Abs. 5, 64 Abs. 3 und 
6S Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. xxx/1993. 
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(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 bestehenden Verwaltungskär­
per verlängert sich bis zum Zusammentreten der Verwaltungskärper nach den am 
1. Jänner 1994 geltenden Vorschriften; die alten Verwaltungskärper haben die 
Geschäfte nach den am 31. Dezember 1993 geltenden Bestimmungen zu führen. 
Die Entsendung der Versicherungsvertreter in die neuen Verwaltungskärper hat 
bis 31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Obmann, Obmann-Stellvertreter sowie Vorsitzende und Vorsitzenden­
Stellvertreter des Überwachungsausschusses und der Landesvorstände, die nach 
dem 31. Dezember 1993 weiterhin eine solche Funktion ausüben, haben weiterhin 
Anspruch auf Anwartschaften (Pension) nach den Bestimmungen des § 132 Abs. 5 
und den darauf beruhenden Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung. 

(4) Den in Abs. 3 genannten Personen, deren Anwartschaften zum 
31. Dezember 1993 nach den Bestimmungen des § 132 Abs. 5 und den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften in der zu diesem Zeitpunkt in Geltung 
gestandenen Fassung erfüllt sind, bleibt der Anspruch auf Anwartschaften 
(Pension) nach diesen Bestimmungen gewahrt. 

(5) Die Stellvertreter der Vorsitzenden der Landesvorstände, soweit sie nicht 
unter Abs. 3 oder 4 fallen, haben weiterhin Anspruch auf Anwartschaften 
(Pension) nach den Bestimmungen des § 132 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung, wenn sie 

1. nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin Versicherungsvertreter sind und 
2. vor dem Beginn der neuen Amtsdauer mindestens während ein~r vollen 

Amtsdauer die Funktion eines Stellvertreters des Vorsitzenden eines 
Landesvorstandes ausgeübt haben. 

Die Anwartschaft (Pension) darf das im § 132 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung festgesetzte Mindestausmaß nicht übersteigen. 

(6) Die Bestimmungen des § 132 Abs.5 in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften 
sind, soweit sie sich auf Entschädigungsleistungen an ausgeschiedene Funktionäre 
und deren Hinterbliebene beziehen, auf die im Abs. 3 angeführten, aber aus ihrer 
Funktion bis spätestens zum Ende der Amtsdauer der alten Verwaltungskärper 
ausgeschiedenen Personen sowie deren Hinterbliebene weiterhin anzuwenden. 
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